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Wirtschafts- und Sozialpolitik

Vorbemerkung

Die vorliegende Expertise entstand im Rahmen 
des Zukunftsprojekts der Friedrich-Ebert-Stiftung. 
Das Zukunftsprojekt versteht sich als Reaktion 
auf die Befunde der Prekariatsstudie1, die ein be-
unruhigendes Ausmaß an sozialer Spaltung und 
politischer Frustration in Deutschland belegten. 
Es will Strategien und Politiken identifi zieren und 
kommunizieren, die es erlauben, bis zum Jahr 
2020 ein soziales Deutschland zu erreichen. Da-
runter verstehen wir: Eine freie, solidarische und 
kinderfreundliche Gesellschaft mit gleichen Chancen 
der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Teilha-
be unabhängig von Geschlecht und Herkunft; eine 
 lebendige Demokratie mit engagierten Bürgerinnen 
und Bürgern; eine nachhaltig wachsende Wirtschaft 
mit guter Arbeit für alle; ein vorsorgender Sozialstaat, 
der mehr Bildung und Gesundheit ermöglicht; ein 
Land, das in Europa und der Welt Verantwortung für 
Frieden und sozialen Fortschritt übernimmt.

Welche Rolle soll der Staat in einer Strategie 
spielen, die dieses Ziel erreichen will? Darüber ge-
hen in der politischen Debatte die Meinungen 
auseinander. Vertreter der „freien“ Marktwirt-
schaft plädieren für eine weitgehende Zurückhal-
tung des Staates und Hinnahme der Marktergeb-
nisse als ein optimales Ergebnis, das durch poli-

tische Korrekturen nur verschlechtert werden 
kann. In der jüngsten Finanzkrise sind solche 
Stimmen zwar kleinlauter geworden, aber es wäre 
verfrüht, von einem breiten Konsens für einen 
aktiven Wohlfahrtsstaat im vor allem von Eliten 
und Medien geprägten öffentlichen Diskurs zu 
sprechen.

Um die Überlegungen ihres Zukunftsprojek-
tes auf eine Basis zu stellen, die den Interessen 
und Wünschen der Mehrheit der Bevölkerung 
entspricht, hat die Friedrich-Ebert-Stiftung die 
vorliegende Analyse in Auftrag gegeben. Sie sollte 
im internationalen Vergleich prüfen, welche 
 Rolle der Staat nach dem Willen der Menschen 
bei der Durchsetzung von sozialer Gerechtigkeit 
spielen soll. Das Ergebnis ist bei aller Differenzie-
rung nach nationalen Gesellschaftsmodellen und 
Wohlfahrtsstaattypen recht eindeutig. Überall er-
warten klare Mehrheiten der Bevölkerung, dass 
der Staat als ungerecht empfundene Marktergeb-
nisse korrigiert. 

Dr. Michael Dauderstädt
Leiter der Abteilung Wirtschafts- 
und Sozialpolitik 

1 Gero Neugebauer: Politische Milieus in Deutschland. Die Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung, Dietz Verlag 2007
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Kurzzusammenfassung

Im Zentrum dieses Berichts stehen Wahrnehmun-
gen und Einschätzungen zur wohlfahrtsstaatlichen 
Absicherung, normative Orientierungen hin-
sichtlich der Rolle des Staates sowie Gerechtig-
keitsvorstellungen und -bewertungen der Bevöl-
kerung in Deutschland und in anderen Ländern. 
Der Blick auf die subjektiven Auffassungen der 
Bevölkerung ist zum Verständnis der Gesell-
schaftsordnung oder sozialer Reform- und Verän-
derungsprozesse ebenso bedeutsam wie die Ein-
beziehung objektiver ökonomischer und gesell-
schaftlicher Rahmendaten. Die Bevölkerungsmei-
nung ist eine entscheidende Größe, weil die 
Le gi timation der bestehenden oder veränderten 
Gesellschaftsordnung von ihrem Einverständnis 
abhängt. Die Ausführungen zielen darauf ab, die 
Wahrnehmungen und Empfi ndungen der Deut-
schen zu ausgewählten Einstellungsaspekten 
durch den Vergleich mit der Situation in anderen 
Ländern und im Zeitverlauf beschreibend darzu-
stellen. Durch den Vergleich mit anderen Län-
dern können die subjektiven Befi ndlichkeiten 
und normativen Orientierungen in Deutschland 
besser begriffen werden.

Um für die Erklärung von Länderunterschie-
den eine brauchbare theoretische Grundlage zu 
erhalten, wird auf eine erweiterte Typologie wohl-
fahrtsstaatlicher Regime von Esping-Andersen 
(1990) zurückgegriffen, die sich forschungsprak-
tisch als überaus fruchtbar erwiesen hat. Dem-
nach kann davon ausgegangen werden, dass nor-
mative Orientierungen der Bevölkerung durch 
die normative Wirkkraft der jeweiligen wohl-
fahrtsstaatlichen Institutionen langfristig geprägt 
sind. Erwartet werden kann, dass in liberalen 
Wohl fahrtsstaaten, in denen Marktkräfte stärker 
wirken und dem Staat eine eher marginale Aufga-
be bei der sozialen Sicherung zufällt, auch die Be-
völkerung weniger staatlichen Eingriff präferiert. 

Umgekehrt dürfte in sozialdemokratischen Wohl-
fahrtsstaaten die Bevölkerung den staatlichen Ab-
sicherungs- und Umverteilungseingriffen gegen-
über deutlich positiver eingestellt sein. Aber eine 
deutliche Abgrenzung der Bevölkerungsmeinun-
gen zwischen den Wohlfahrtsregimes kann nicht 
gefunden werden. Zentral ist der Befund, dass 
sich in fast allen Ländern über die Zeit hinweg 
eine starke Zustimmung dafür fi ndet, dass der 
Staat für die soziale Absicherung in Risikolagen 
zu sorgen habe. Dies gilt auch für die Verteilung 
des Wohlstands. Die Mehrheit der Bevölkerung 
traut den Marktkräften und ihren Verteilungs-
mechanismen offenbar nicht. Vielmehr wird es 
als Aufgabe des Staates angesehen, dass er in die 
Verteilung des Wohlstandes eingreift und soziale 
Ungleichheit dadurch mildert und abbaut.

Der Individualismus hat seit der Jahrtausend-
wende aus der Sicht der Bevölkerung in Deutsch-
land etwas an Bedeutung verloren. Die Vorstel-
lung eines umverteilenden Eingriffs durch den 
Staat ist auf dem Vormarsch. In Ostdeutschland 
hat der Egalitarismus ohnehin eine ungebrochen 
starke Verankerung. Neu ist dagegen eine Zunah-
me dieser Gerechtigkeitsideologie im Westteil der 
Republik bei gleichzeitigem Rückgang der indi-
vidualistischen Ideologie. Diese Entwicklung zwi-
schen 2000 und 2006 steht möglicherweise in 
Zusammenhang mit dem Öffnen einer Gerech-
tigkeitslücke in der Einkommensverteilung und 
dem zunehmenden Gefühl der Deutschen, nicht 
den Anteil an Lohneinkommen zu erhalten, der 
ihnen gerechterweise zusteht. Die Angst vor 
einem Verlust an Sicherheit, auch bei der Absi-
cherung in Risikolagen (mangelnde Altersversor-
gung, Krankheit und Arbeitslosigkeit), lässt aus 
der Sicht der Bevölkerung den Staat als Akteur 
verstärkt ins Zentrum rücken.
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Die Normen und Regeln, nach denen in einer Ge-
sellschaft wertvolle Güter wie Rechte, Einkom-
men, Macht oder Prestige verteilt werden, gehö-
ren zu den essentiellen Bestandteilen einer gesell-
schaftlichen Ordnung (Roller 2000b: 89). Geht es 
um die Verteilung materieller Güter und hier ins-
besondere des Wohlstands, richtet sich der Blick 
interessanterweise zunächst nicht auf den Markt 
und seine auf Leistung und Wettbewerb bezoge-
nen Verteilungsregeln, sondern auf den Wohl-
fahrtsstaat bzw. den Sozialstaat.2 Von ihm wird 
seitens der Bevölkerung erwartet, dass er für eine 
gerechte Verteilung des Wohlstandes sorgt. Ihm 
wird damit die Aufgabe zugeteilt, die durch 
Marktkräfte entstandenen, jedoch normativ-poli-
tisch nicht gewollten ‚Fehlallokationen‘ des 
Wohl standes und den damit einhergehenden so-
zialen Ungleichheiten auszugleichen. Dem wohl-
fahrtsstaatlichen Arrangement einer Gesellschaft 
kommt bei der Verteilung des Wohlstands also 
eine zentrale Bedeutung zu, die vor allem darin 
begründet liegt, dass es eine politische Größe ist, 
die von verschiedenen gesellschaftlichen Grup-
pierungen politisch zu gestalten beansprucht 
wird (vgl. Luhmann 1981; Offe 1972).

In dieser Studie sollen wohlfahrtsstaatliche 
Einstellungen und normative Präferenzen der Be-
völkerung zu dieser Rolle des Wohlfahrtsstaates 

genauer untersucht werden. Die Ansichten der 
deutschen Bevölkerung sollen im Vergleich mit 
anderen Wohlfahrtsstaaten und im Blick auf ihre 
zeitliche Veränderung im Vordergrund stehen. Für 
diesen doppelten Vergleich sind zum einen sol-
che Länder interessant, die ähnlich wie Deutsch-
land dem konservativen Wohlfahrtsregime (nach 
Es ping-Andersen 1990) zugeordnet werden kön-
nen, aber auch Länder, die in ein ganz anderes 
wohlfahrtsstaatliches Muster fallen.

Die Studie ist folgendermaßen aufgebaut: 
Um das Verständnis der empirischen Analysen zu 
verbessern, werden zunächst grundlegende Über-
legungen vorangestellt, warum wohlfahrtsstaatli-
che Einstellungen als Untersuchungsgegenstand 
interessant sind und wie diese Einstellungen ana-
lysiert werden. In einzelnen Abschnitten folgen 
Auswertungen zum eingeschätzten Grad der Ab-
sicherung sozialer Lebenslagen, zu den Präferen-
zen des Umfangs der staatlichen Aktivität im Be-
reich des Wohlfahrtsstaates, zur Einschätzung der 
Kriterien für die Bestimmung des Lohneinkom-
mens sowie zu Gerechtigkeitswahrnehmungen 
und -einstellungen der Bevölkerung. Vertiefende 
Ausführungen zum Forschungsstand und zu den 
Erklärungsansätzen wohlfahrtsstaatlicher Ein-
stellungen fi nden sich im Anhang.

1. Einleitung

2 Während in Deutschland eher der Begriff „Sozialstaat“ verwendet wird, dominiert im internationalen Zusammenhang der Begriff 
„Wohlfahrtsstaat“. In Deutschland hat sich vermutlich aufgrund der Grundgesetzregelung der Begriff „Sozialstaat“ im öffentlichen 
Diskurs langfristig etabliert (vgl. Zohlnhöfer 1990), im Kontext der internationalen Forschung hingegen der umfassendere Begriff 
„Wohlfahrtsstaat“. Interessanterweise fi ndet sich diese deutsche Besonderheit auch empirisch wieder. In der deutschen Bevölkerung ist 
der Begriff Sozialstaat positiv, der Begriff Wohlfahrtsstaat hingegen negativ besetzt (Roller 1992).
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Warum ist die Analyse von Einstellungen zum 
Wohlfahrtsstaat interessant und für wen? Sie ist 
unter demokratischen Gesichtspunkten wichtig. 
Eine bestehende oder zu reformierende Ordnung 
der sozialen Absicherung und Verteilung von Le-
benschancen muss sozial legitimiert sein, d.h. 
von der Bevölkerung weitgehend getragen wer-
den, soll sie nicht zu erheblichen sozialen Kon-
fl ikten führen (vgl. Krömmelbein et al. 2007: 19). 
Da sich der Wille des Volkes in den Ergebnissen 
der in Umfragen ermittelten Ansichten der Bevöl-
kerung ausdrückt, achten vor allem die Akteure 
der politischen Sphäre auf die Bevölkerungsmei-
nung, da sie wiedergewählt werden und ihre Ge-
staltungsmacht sichern wollen. Ihr Erfolg hängt 
entscheidend davon ab, was die Bevölkerung von 
ihren politischen Repräsentanten will. Auch für 
die Bevölkerung selbst sind Einstellungen interes-
sant, weil sie sich über die Umfrageergebnisse in-
formieren und verständigen kann, wenn sie in 
Medien veröffentlicht werden. Sie können ihre 
eigene Position im gesamten Meinungsspektrum 
besser verorten und wissen dann, wo sie stehen. 
Für Medien schließlich haben Umfrageergebnisse 
einen eigenen Nachrichtenwert und werden da-
her gerne kommuniziert. Für die wissenschaftliche 
Forschung sind sie ebenfalls von Bedeutung, da sie 
als subjektive Faktoren neben den objektiven Rah-
menbedingungen für das Verständnis der Gegen-
wartsgesellschaft und seiner Organisationsproble-
me nicht vernachlässigt werden dürfen und in 
wissenschaftliche Überlegungen und Analysen 
zur Veränderung der Gesellschaft einkalkuliert 
werden müssen.

Der Wohlfahrtsstaat muss als zentrales Cha-
rakteristikum moderner Gesellschaften aufgefasst 
werden, der als soziale Institution für Fragen der 
normativ richtigen Verteilung des Wohlstands 
und der Absicherung in Lebensrisiken von erst-
rangiger Bedeutung ist. Von daher gelten Sicher-
heit, sozioökonomische Gleichheit (vgl. Flora, 

Alber & Kohl 1977; Roller 1992: 10; Zapf 1989: 
61) und auch Gerechtigkeit (vgl. Zacher 1987; 
1993: 16) als wichtigste Ziele wohlfahrtsstaat-
licher Eingriffe. Ein wohlfahrtsstaatliches Arran-
gement, das diese Ziele verfolgt, muss als komple-
xer Zusammenhang zwischen mehreren Sphären 
verstanden werden, von der Produktionssphäre 
bzw. dem Markt, der Verteilungssphäre bzw. dem 
Staat und der Reproduktionssphäre bzw. den pri-
vaten Haushalten und Wohlfahrtsverbänden (vgl. 
Esping-Andersen 1999; Kaufmann 2002: 226f). 
Normative Vorstellungen sind in seinen Struk-
turen grundlegend verankert und wirken auf die 
Lebensläufe, Lebensvollzüge und Lebenschancen 
von Menschen zurück. Durch seine normative 
Grundgestalt und Funktionsweise beeinfl usst er 
wiederum die Wahrnehmungen, Bewertungen 
und normativen Einstellungen der Bevölkerung, 
die in und mit seinen Strukturen lebt. Die durch 
den Wohlfahrtsstaat produzierte Kultur wirkt also 
als externe Größe strukturierend auf das Denken 
und Handeln einzelner Personen zurück und 
kann zusammengenommen wiederum eine nor-
mative Stellungnahme der Bevölkerung gegen-
über seiner Ausgestaltung und Funktionsweise 
sowie seiner konstitutiven normativen Prinzipien 
provozieren (Mau 2003; Rothstein 1998).

Zur Erklärung von Länderunterschieden in 
den Einstellungen zum Wohlfahrtsstaat hat sich 
die Typologie wohlfahrtsstaatlicher Regimes von 
Esping-Andersen als populärer und fruchtbarer 
Ansatzpunkt herauskristallisiert (u.a. Andreß & 
Heien 2001; Arts & Gelissen 2001, 2002; Bleke-
saune & Quadagno 2003; Bonoli 2000; Lippl 
2000, 2003a, 2003b; Mau 1997b, 1998b; Svallfors 
1995, 1997, 2003). Drei Dimensionen sind für 
seine Klassifi zierung entscheidend (vgl. dazu aus-
führlich Esping-Andersen 1990, 1999; Kohl 1993; 
Lessenich 1994, 1995; Offe 1993): (1.) das Mi-
schungsverhältnis von Staat, Markt und Familie als 
Versorgungsinstitutionen, (2.) das Ausmaß an De-

2. Einstellungen zum Wohlfahrtsstaat – warum und wie?
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3 Zusammenfassungen der Kritik an Esping-Andersen fi nden sich in Lessenich & Ostner (1998), Abrahamson (1999) und Kasza (2002).

kommodifi zierung (also inwieweit Individuen 
durch staatliche Eingriffe von Marktkräften un-
abhängig gemacht werden können) und (3.) die 
Art der sozialen Strukturierung von Ungleichheit.

Aus der empirischen Analyse demokratischer 
Wohlfahrtsstaaten anhand dieser drei Dimensio-
nen hat Esping-Andersen (1990) drei wohlfahrts-
staatliche Typen entwickelt: den liberalen, den 
konservativen und den sozialdemokratischen 
Wohlfahrtsstaat, die er als über die Zeit relativ 
stabile Gebilde ansieht (vgl. Tab. 1). Eine Kritik 
seines Konzeptes in methodischer und inhalt-
licher Art ist nicht ausgeblieben.3 Trotz und gera-
de wegen der Kritik sind Weiterentwicklungen 
der Typologie entstanden (z.B. Bonoli 1997; Ferrera 
1998). Insbesondere die Klage, Esping-Andersen 
blende systematisch Staaten aus, hat zur Etablie-
rung eines vierten südeuropäischen Wohlfahrts-

typus geführt, dem mediterranen Wohlfahrts staats-
regime (vgl. Ferrera 1996; Leibfried 1992; Lesse-
nich 1994). Dieser wird in der vorliegenden Stu-
die zusätzlich berücksichtigt.

Der liberale Regime-Typ fi ndet sich vorwie-
gend im angelsächsischen Raum und ist am be-
sten in den USA verwirklicht. Der Markt regelt 
weitgehend die Versorgung und die Wohlfahrt 
der Bevölkerung. Sozialpolitische Interventionen 
kommen deutlich seltener vor. Dem Staat kommt 
lediglich eine ordnungspolitische Aufgabe zu, 
den Markt und seine Ordnung zu stabilisieren 
und die Eigenverantwortung zu stärken. Es fi ndet  
nur in wenigen Fällen staatliche und  relativ häu-
fi ger eine vom Markt geleitete Umschichtung 
statt. Die Menschen sind eher vom Marktgesche-
hen (vor allem vom Arbeitsmarkt) abhängig. Die 
Sozialstruktur der Gesellschaft ist also stärker das 

Tabelle 1: 

Eigene Zusammenstellung auf der Basis von Esping-Andersen (1990; 1999), Kohl (1993), Lessenich (1995).

Typologie von Wohlfahrtsregimes (nach Esping-Andersen 1990, 1999)

Regime-Typ

Zentrale regulative Idee

Dekommodifi zierung

(= Schutz gegen den 

Markt)

Dominantes Prinzip des 

sozialen Sicherungs-

systems

Dominanter Wertebezug

Wesentlicher sozialer 

Strukturierungseffekt

Ländergruppen

Zugeordnete Länder

Liberal

Eigenverantwortung

Minimal

Fürsorge

Freiheit

Exklusion

angelsächsische

Länder

USA, Australien, 

Großbritannien, Schweiz, 

Japan

Konservativ

Status-Hierarchie

Hoch

(für ‚breadwinner‘)

Versicherung

Sicherheit

Segmentierung

kontinental-

europäische Länder

Deutschland, Österreich, 

Frankreich, Belgien

Sozialdemokratisch

Universalismus

Maximum

Versorgung

Gleichheit

Inklusion

skandinavische

Länder

Schweden, Norwegen, 

Dänemark, Finnland, 

Niederlande
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Ergebnis von Allokationsmechanismen des Mark-
tes als von staatlicher Einfl ussnahme. Lane (1986) 
spricht in diesem Zusammenhang von ‚Markt-
gerechtigkeit‘ und betont den Markt als Akteur 
von Verteilungen. Resultat ist eine stärkere Un-
gleichverteilung des Wohlstands.

Das konservative wohlfahrtsstaatliche Arran-
gement fi ndet sich vornehmlich in den konti-
nentaleuropäischen Ländern. Idealtypisch ist es 
in Deutschland verwirklicht. Das Handeln des 
Staates konzentriert sich darauf, die bestehende 
marktgenerierte Status-Hierarchie zu stützen und 
zu sichern. Der Status, der sich aus der Stellung 
auf dem segmentierten Arbeitsmarkt ergibt, wird 
einfach auf das System sozialpolitischer Versor-
gung übertragen und wird in diesem Bereich fort-
gesetzt. Nur wer arbeitet und in die Versiche-
rungen einzahlt (oder bei einer erwerbstätigen 
Person mitversichert ist), hat Ansprüche auf Ge-
genleistung. Nur Erwerbstätige können sich da-
mit von Marktprozessen unabhängiger machen. 
Der Staat greift in diesem Wohlfahrtsstaatstypus 
nur dann ein, wenn eine Person nicht mehr  allein 
für sich eigenverantwortlich sorgen kann und 
Unterstützung braucht. Wenig Umverteilung ist 
die Folge. Begünstigt wird eine segmentierte 
 Gesellschaftsstruktur, die im Wesentlichen auf 
Statussicherung beruht. Der Staat verteilt also so 
um, dass er den Mechanismus der Belohnung 
von Leistung durch den Markt nicht aufhebt.

Das sozialdemokratische Wohlfahrtsmodell ist 
hauptsächlich in skandinavischen Ländern ver-
wirklicht. Paradebeispiel ist Schweden. Der Staat 
übernimmt die umfassende Versorgung der Bür-
gerinnen und Bürger und garantiert einen be-
stimmten Lebensstandard für alle. Jede Person 
hat unabhängig davon, ob sie im Erwerbsleben 
steht und etwas leistet, einen Anspruch auf So-
zialleistungen. Der Staat sorgt mittels Umvertei-
lung für eine breite Versorgung der Bevölkerung 
mit sozialen Leistungen und Diensten. Durch 
eine erwerbsunabhängige Grundversorgung sol-
len die Bürgerinnen und Bürger weitgehend von 

4 Esping-Andersen (1999) lehnt diesen Aspekt als konstitutives Kriterium eines eigenen Typus ab, da der Wohlfahrtsstaat in diesen Län-
dern nicht zu diesem Zweck geschaffen wurde. Ebenso lehnt er Leibfrieds (1992) Hinweis auf die Besonderheit des sozialen Sicherungs-
systems in diesen Ländern ab, da soziale Sicherung nur ein Element von vielen und eben nicht konstituierend ist (vgl. Esping-Andersen 
1999: 90).

den Märkten unabhängig gemacht werden. Durch 
die starke Umverteilung wirkt der sozialdemokra-
tische Wohlfahrtsstaat egalisierend bei der Vertei-
lung des Wohlstands, weshalb man nach Lane 
(1986) auch von „politischer“ bzw. von „Staatsge-
rechtigkeit“ sprechen kann.

Der im Anschluss an Esping-Andersen (1990) 
entwickelte vierte Regimetyp erweitert die Drei-
teilung und kann als südeuropäisch-mediterraner 
Wohlfahrtstyp bezeichnet werden (vgl. Ferrera 
1996; Leibfried 1992; Lessenich 1994). Er fi ndet 
sich beispielsweise in Spanien und Italien und 
gilt nicht zuletzt deswegen als rudimentär, weil er 
im Vergleich zu anderen vergleichsweise spät ent-
standen ist. Er lässt sich als „klientelistisch“ in 
Bezug auf die Verteilungspraxis beschreiben, weil 
regierende (christliche) Parteien ihr Wahlklientel 
bedienen (Ferrera 1996).4 Er ist wenig ausgebaut 
und entsprechend gering ist die durch ihn be-
wirkte Umverteilung des Wohlstands.

Hinsichtlich der Einstellungen zum Wohl-
fahrtsstaat ist in den Analysen bezüglich der Re-
gime zu erwarten, dass die jeweils bestehenden, 
strukturell inkorporierten, normativen Vorstel-
lungen des jeweiligen wohlfahrtsstaatlichen Ar-
rangements durch die normativen Präferenzen in 
den Bevölkerungen gestützt werden. Wohlfahrts-
staaten müssen nach Esping-Andersen als pfadab-
hängig in ihrer Entwicklung aufgefasst werden. 
Dementsprechend dürften auch die Einstellungen 
der Bevölkerung, die diese gemeinsamen kultu-
rellen Traditionen teilt, als relativ stabil gelten. 
Die bisherigen Befunde zu der Frage, ob eine 
pfadabhängige Wohlfahrtstaatskultur individuel- 
le normative Einstellungen der Bevölkerung zu 
ihrem Wohlfahrtsarrangement beeinfl usst oder 
ob zumindest ein Zusammenhang diagnostiziert 
werden kann, sind jedoch widersprüchlich (vgl. 
Andreß & Heien 2001; Arts & Gelissen 2001, 
2002; Blekesaune & Quadagno 2003; Bonoli 2000; 
Lippl 2000, 2003a, 2003b; Mau 1997b, 1998b; 
Svallfors 1995, 1997, 2003). Dies ist zum Großteil 
darauf zurückzuführen, dass in den einzelnen 
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Analysen jeweils unterschiedliche Länder zur Ab-
deckung der Typologie in Betracht gezogen wur-
den. Die Anzahl der Länder in jedem Wohlfahrts-
cluster ist offenbar entscheidend für das Gesamt-
ergebnis und legt die Strategie nahe, möglichst 
viele Länder in den Vergleich einzubeziehen.

Eine systematische Erhebung wohlfahrts-
staatlich relevanter Einstellungen, die einem ein-
heitlichen schlüssigen Konzept folgen und alle 
relevanten Länder und Zeiträume einbeziehen 
würde, ist bislang noch nicht durchgeführt wor-
den. Von daher ist es notwendig, auf existierende 
internationale Datenquellen zurückzugreifen, die 
der Anforderung der Repräsentativität zur Bevöl-
kerung und einer internationalen Vergleichbar-
keit genügen (vgl. Gauthier 2000). Ein lücken-
loser Datenbestand, d.h. alle zu untersuchenden 
Einstellungen in allen Ländern und zu allen Zeit-
punkten, ist jedoch nicht vorhanden. In der vor-
liegenden Studie werden drei Datenquellen ver-
wendet, von denen angenommen werden kann, 
dass sie den methodischen Anforderungen für 
 einen internationalen Vergleich weitgehend ge-

nügen: (1.) Erhebungen im Rahmen des Internatio-
nal Social Survey Programme (ISSP) mit den Schwer-
punkt-Modulen „Social Inequality“ aus den Jah-
ren 1987, 1992 und 1999 und „Role of Govern-
ment“ aus den Jahren 1985, 1990, 1996 und 
2006, (2.) Daten des International Social Justice Pro-
ject (ISJP) von 1991, 1996, 2000 und 2006 und 
(3.) des European Social Survey (ESS) aus den Jah-
ren 2002/03, 2004 & 2006, die im Anhang dieser 
Studie ausführlicher beschrieben werden. Die 
Untersuchung einzelner Aspekte an wohlfahrts-
staatlichen Einstellungen wird ausschließlich an-
hand deskriptiver Analysen durchgeführt. Wenn 
die Möglichkeit einer Gewichtung der Daten be-
steht, wird diese in den Analysen auch vorge-
nommen. In den Analysen werden Ost- und 
Westdeutschland getrennt behandelt, da auf-
grund der unterschiedlichen geschichtlichen 
Entwicklung in beiden Landesteilen vor 1990 
nicht von gemeinsam geteilten Einstellungen 
und normativen Präferenzen ausgegangen wer-
den kann.
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Bevor der Blick auf Einschätzungen der wohl-
fahrtsstaatlichen Absicherung in Deutschland 
und im internationalen Vergleich gelenkt werden 
kann, soll zunächst das allgemeine Wohlbefi nden 
in Deutschland im Vordergrund stehen. Im Rah-
men des European Social Survey wurde die deut-
sche Bevölkerung gefragt, wie sie ihre persönliche 
Situation heute im Vergleich zu vor der Wieder-
vereinigung 1990 einschätzen würde, ob es ihnen 
heute besser, gleich gut oder schlechter geht (vgl. 
Abb. 1). In Gesamtdeutschland ist der Anteil 
 derer, denen es eigenen Angaben zufolge heute 
schlechter geht, von 23 Prozent im Jahr 2002 auf 
34 Prozent im Jahr 2006 angewachsen. Dieser 
Trend ist in beiden Landesteilen zu fi nden, wenn-

gleich er in Westdeutschland erstaunlicherweise 
etwas stärker ausfällt. Umgekehrt kann in Ost-
deutschland eine Entwicklung diagnostiziert wer-
den, die es so in Westdeutschland nicht gibt. Der 
Anteil derer, die sagen, dass es ihnen heute besser 
geht im Vergleich zu der Zeit vor der Deutschen 
Einheit, ist von 50 (2002) auf 38 Prozent (2006) 
zurückgegangen. In diesen für West- und Ost-
deutschland unterschiedlichen Entwicklungen 
drückt sich vermutlich die wirtschaftlich prekäre 
Lage in Deutschland seit der Jahrtausendwende 
aus. Die ökonomische Krise erfasst offenbar nicht 
nur Ostdeutsche, sondern auch in zunehmendem 
Maße Westdeutsche, was am zunehmendem An-
teil derjenigen abgelesen werden kann, denen es 

3. Einschätzungen zur sozialen Sicherung

Datenbasis: ESS 2002/03, 2004 und 2006. Gewichtete Analysen.

Abbildung 1: 

Persönliche Situation zum Erhebungszeitpunkt im Vergleich zu vor 1990 im Zeitverlauf
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zum Befragungszeitpunkt schlechter geht als zur 
Wende. Nach diesem Befund zur Grundstimmung 
in Deutschland kann nun genauer sozialpoliti-
schen Einschätzungen nachgegangen werden.

Zunächst kann allgemein gefragt werden, in-
wieweit sich Ost- und Westdeutsche zehn Jahre 
nach der Einheit hinsichtlich der Einschätzung 
der persönlichen Absicherung in Risikolagen un-
terscheiden. Abb. 2 zeigt die Anteile der Ost- und 
Westdeutschen, die sich bei Krankheit, im Ren-
tenalter und bei Arbeitslosigkeit schlecht oder 
sehr schlecht durch den Sozialstaat abgesichert 
fühlen. Wie aufgrund der Angleichung der so-
zialstaatlichen Institutionen im Zuge des Vereini-
gungsprozesses zu erwarten war, zeigen sich bei 
der Sicherung im Rentenalter und bei Krankheit 
nur marginale Ost-West-Unterschiede. Die Absi-
cherung bei Krankheit wird in beiden Landestei-
len jeweils von knapp einem Viertel der Befragten 
als schlecht angesehen. Im Falle der Alterssiche-
rung wird von rund 40% in Ost und West eine 
ungenügende Absicherung beklagt.

Im Falle der Arbeitslosigkeit gehen die Be-
wertungen von West- und Ostdeutschen dagegen 
deutlich auseinander. Während gut die Hälfte der 
ostdeutschen Bevölkerung eine schlechte und 
sehr schlechte Absicherung beklagt, sind es bei 
den Westdeutschen nur 33% und damit sogar 
 weniger als im Falle des Rentenalters. Damit füh-
len sich – insgesamt gesehen – Westdeutsche im 
Alter und Ostdeutsche bei Arbeitslosigkeit am 
schlechtesten abgesichert. In diesen Einschätzun-
gen spiegelt sich auch das Problem der hohen Ar-
beitslosigkeit wider, die zum Befragungszeitraum 
im Osten (mit 16% im Okt./Nov. 2000) weitaus 
höher war als im Westen (7%) und damit zu einer 
deutlich schlechteren Einschätzung der eigenen 
Absicherung führt.

Analysen zur Beurteilung der sozialstaatlichen 
Absicherung zeigen Unterschiede zwischen einzel-
nen Bevölkerungsgruppen innerhalb Deutsch lands 
(vgl. Lippl 2001: 8). Insbesondere Befragte im 
mittleren Lebensalter fühlen sich bei Krankheit 
und bei Arbeitslosigkeit schlechter abgesichert als 

Datenbasis: ISJP 2000. Gewichtete Analysen. Prozentualer Anteil derjenigen, die sich anhand einer 5-stufi gen Skala als 
„schlecht“ und „sehr schlecht“ abgesichert fühlen.

Abbildung 2: 

Einschätzung der Absicherung in sozialen Lebenslagen (2000)
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jüngere und ältere. Dies könnte dahingehend in-
terpretiert werden, dass dieser Personengruppe 
die Hauptlast der Aufwendungen aufgebürdet 
wird, ohne dass Leistungen im selben Umfang in 
Anspruch genommen werden. Die Einschätzung 
der eigenen Absicherung hängt auch vom sozio-
ökonomischen Status der Befragten ab. Menschen 
in den oberen Einkommenslagen fühlen sich bes-
ser abgesichert als solche in den unteren, da sie 
eher in der Lage sind, einen eigenen Beitrag zu 
ihrer Absicherung zu leisten, als gering Verdie-
nende (vgl. Lippl 2001: 8).

Auch wenn keine neueren Daten für eine 
Überprüfung zur Verfügung stehen, dürften sich 
die Einschätzungen insgesamt nicht nennens-
wert geändert haben. Im Jahr 2005 wird die Ab-
sicherung im Krankheitsfall durch die Gesetzliche 
Krankenversicherung von 27 Prozent der Ost-
deutschen und 32 Prozent der Westdeutschen als 

(eher) schlecht eingestuft (vgl. Krömmelbein et 
al. 2007: 144). Vergleichbare Daten in anderen 
Ländern über die Einschätzungen der eigenen 
Absicherung liegen bedauerlicherweise nicht vor.

Ein internationaler Vergleich wird jedoch 
möglich, wenn der Blick auf die Bewertung des 
Zustands des Gesundheitssystems gerichtet wird 
(vgl. Abb. 3). Auf einer 11-stufi gen Skala sollten die 
Befragten angeben, ob sie den Zustand des Ge-
sundheitssystems in ihrem Land für eher schlecht 
oder gut einschätzen. Belgien, Luxemburg und 
Finnland sind diejenigen Länder, in denen die 
Bevölkerung das Gesundheitssystem am besten 
beurteilt. In den mediterranen Wohlfahrtsstaaten 
Portugal und Griechenland wird es am schlech-
testen bewertet. Auffallend ist, dass die sozialde-
mokratischen Musterländer Schweden und Nor-
wegen nur im Mittelfeld liegen, während das Ge-
sundheitswesen in den konservativen Regimen 

Datenbasis: ESS 2002/03, 2004 und 2006. 
Mittelwerte einer 11-stufi gen Bewertungsskala (von -5 = äußerst schlecht bis +5 = äußerst gut). Gewichtete Analysen.

Abbildung 3: 

Bewertung des Zustands des Gesundheitssystems (2002-2006)

Zustand Gesundheitssystem 2002–2006 (Mittelwert)
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mit Ausnahme Deutschlands erstaunlich gut ab-
schneidet. Das Deutsche Gesundheitswesen wird 
von den Deutschen in der internationalen Ver-
gleichsperspektive deutlich negativ bewertet – 
von den Ostdeutschen sogar noch schlechter als 
von den Westdeutschen – und fällt damit im Kreis 
der konservativen Wohlfahrtsstaaten aus dem 
Rahmen.

Im zeitlichen Verlauf der letzten Jahre von 
2002 bis 2006 ist zu erkennen (vgl. Tab. 2), dass 
das deutsche Gesundheitswesen in beiden Lan-
desteilen zunehmend schlechter bewertet wird, 
was möglicherweise auf die anhaltenden Reform-
bemühungen in diesem Bereich sowie auf die 

Unzumutbarkeiten der umgesetzten Reformen zu-
rückgeführt werden kann. In den meisten ande-
ren Ländern hingegen wird das Gesundheitssys-
tem in zeitlicher Betrachtung positiver bewertet.

Auch wenn keine entsprechenden Einschät-
zungen für das Rentensystem und die Versiche-
rung im Fall von Arbeitslosigkeit erhoben wur-
den, lässt sich die Sichtweise der Bevölkerung 
bezüglich der Absicherung im Ruhestand im Jahr 
2006 indirekt ermitteln. Die Befragten sollten an-
hand einer 11-stufi gen Skala einschätzen, wie 
stark sie es befürchten, dass ihr Einkommen im 
Alter nicht ausreichen könnte (Abb. 4).

Tabelle 2: 

Datenbasis: ESS 2002/03, 2004 und 2006. 
Mittelwerte einer 11-stufi gen Bewertungsskala (von -5 = äußerst schlecht bis +5 = äußerst gut). Gewichtete Analysen.

Bewertung des Zustands des Gesundheitssystems im Zeitverlauf (2002-2006)

 2006

 1.6

 0.2

 –

 2.4

 –

 1.3

 -0.6

 -0.7
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 –

 0.8
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 -1.4
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In den sozialdemokratischen Wohlfahrtsregimen 
zweifelt die Bevölkerung am wenigsten daran, ob 
sie im Alter gut abgesichert ist, wohingegen diese 
Befürchtung  in den mediterranen (insbesondere 
in Portugal), aber auch in den Ländern des kon-
servativen Typus am stärksten verbreitet ist. Ins-
besondere in Frankreich und Deutschland ist die 
Angst vor relativer Altersarmut am größten. In 
Ostdeutschland ist die Sorge größer als in West-
deutschland, was vermutlich auf die kürzeren 
Beitragsjahre der Ostdeutschen zurückzuführen 
ist. Bei den Regimen des liberalen Typs fällt deut-
lich positiv die Schweiz auf, in der eine Schlech-
terstellung im Gegensatz zu Großbritannien nicht 
erwartet wird. Trendaussagen sind nicht möglich, 
da die Einschätzung nur 2006 erhoben wurde.

Welchen Akteur die Bevölkerung in die Ver-
antwortung nimmt, im Alter für einen angemes-
senen Lebensstandard zu sorgen (vgl. Abb. 5), ist 

in allen betrachteten Ländern (mit Ausnahme der 
Schweiz) eindeutig zu beantworten: den Staat. Le-
diglich in der Schweiz wird im Durchschnitt dem 
einzelnen selbst genauso viel Verantwortung für 
die Altersvorsorge übertragen wie dem Staat. In 
den sozialdemokratischen Wohlfahrtsländern ist 
– bei grober Betrachtung – der Verweis auf den 
Staat für diese Aufgabe deutlich stärker ausge-
prägt als in konservativen und dort wiederum 
deutlich stärker als in liberalen Wohlfahrtskul-
turen. Allerdings gibt es bemerkenswerte Ausnah-
men. Zwar wird die Verantwortung für den Staat 
deutlich stärker von Ostdeutschen geäußert als 
von Westdeutschen, was mit der generellen 
Staatsfi xierung in diesem Landesteil als tradiertem 
ostdeutschen Habitus verständlich gemacht wer-
den könnte, die Verantwortungszuschreibung an 
den Staat ist in Deutschland im Vergleich zu an-
deren konservativen Wohlfahrtsländern deutlich 

Datenbasis: ESS 2006. Mittelwerte einer 11-stufi gen Einschätzungsskala (-5 = „Befürchte ich überhaupt nicht“ bis   
+5 = „Befürchte ich sehr“). Gewichtete Analysen.

Abbildung 4: 

Befürchtung: Einkommen im Alter reicht nicht aus (2006)

Befürchtung: Einkommen im Alter reicht nicht (Mittelwert)
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Datenbasis: ESS 2006. Mittelwerte einer 11-stufi gen Einschätzungsskala (-5 = „In erster Linie jeder Einzelne“ bis +5 =  
„ In erster Linie der Staat“). Gewichtete Analysen.

Abbildung 5: 

Verantwortlichkeit für einen angemessenen Lebensstandard im 
Alter: Einzelner oder Staat? (2006)

Verantwortlichkeit: Lebensstandard im Alter (Mittelwert)
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weniger ausgeprägt. Auch Dänemark fällt im Kreis 
der sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaaten durch 
eine geringere Staatsverantwortlichkeit für die 
 Altersvorsorge auf.

Dies hängt offenbar mit der Bildung privater 
Rücklagen und Ersparnisse zusammen (vgl. Abb. 
6). In Ländern, in denen ein höherer Anteil der 
Bevölkerung eine derartige Altersvorsorge ange-
legt hat, wird dem Staat auch weniger Verantwor-
tung für die Altersvorsorge zugesprochen. Am 
deutlichsten wird dies an den Extrembeispielen 
Dänemark und Finnland. Zudem ist hier auch er-
sichtlich, dass dieser Zusammenhang weniger 
eine Frage der Zugehörigkeit zu einem bestimmten 
Wohlfahrtstypus ist, sondern dass die Einstellung 
zur Verantwortlichkeit der Altersvorsorge mit 
konkreten privaten Verhaltensweisen zusammen-
hängt (vgl. Abb. 7).

Zusammenfassend kann festgehalten wer-
den, dass sich das allgemeine Wohlbefi nden der 
Deutschen zwischen 2000 und 2006 in beiden 
Landesteilen verschlechtert hat. Der Bevölkerung 
geht es den eigenen Angaben zufolge heute zu-
nehmend schlechter als noch zu Zeiten der Wie-
dervereinigung. Zwischen 20 und 30 Prozent der 
Bevölkerung empfi ndet sich in den Risikolagen 
Alter, Krankheit und Arbeitslosigkeit im Jahr 2000 
schlecht durch den Wohlfahrtsstaat abgesichert. 
Die schlechte Absicherung im Fall von Arbeits lo-
sigkeit gilt in Ostdeutschland sogar als das größte 
Problem. Dem Gesundheitssystem in Deutschland 
wird gerade aus der internationalen Vergleichs-
perspektive von den Deutschen eine schlechte Be-
wertung ausgestellt und es wurde im Zeitraum 
von 2002 bis 2006 sogar immer schlechter beur-
teilt. Die Ängste vor Altersarmut sind in Deutsch-
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land so stark ausgeprägt, dass es nur noch im 
Ländervergleich von Portugal übertroffen wird. 
Gerade in Bezug auf die Altersabsicherung wird 
aber deutlich, dass die Mehrheit der Deutschen 

trotz aller Bemühungen um eine Verstärkung der 
privaten Alterssicherung den Staat nach wie vor 
als verantwortlichen Garanten in der Pfl icht sieht, 
im Osten des Landes stärker als im Westen.

20 40 60

Datenbasis: ESS 2006. 
Gewichtete Analysen. Prozentualer Anteil derjenigen, die Rücklagen und Ersparnisse für das Leben im Alter gebildet haben.

Abbildung 6: 

Bildung von Rücklagen und Ersparnissen für das Leben im Alter (2006)
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Datenbasis: ESS 2006. 
Gewichtete Analysen. Anmerkung: AT (Österreich), BE (Belgien), CH (Schweiz), DK (Dänemark), ES (Spanien), 
DE-O (Ostdeutschland), DE-W (Westdeutschland), FI (Finnland), FR (Frankreich), GB (Großbritannien), GR (Griechenland), 
IT (Italien), NL (Niederlande), NO (Norwegen), PT (Portugal), SE (Schweden). R-Quadrat der Schätzung: 66.1%, signifi kant.

Abbildung 7: 

Verantwortlichkeit für einen angemessenen Lebensstandard im Alter nach Bildung von   
Rücklagen und Ersparnissen (2006)
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Bei der Frage, welche Rolle dem Staat bei der Ver-
teilung des gesamtgesellschaftlichen Wohlstandes 
und der Absicherung individueller Lebensrisiken 
zugeschrieben wird, geht ohnehin schon die Mei-
nung der Bevölkerung innerhalb einzelner Ge-
sellschaften zu einem gewissen Grad auseinander. 
So wollen obere Bevölkerungsschichten den em-
pirischen Befunden nach aus Gründen des Eigen-
interesses weniger Umverteilung als untere Be-
völkerungsschichten (z.B. Gangl 1997). Aber auch 
zwischen Ländern ergeben sich diesbezüglich er-
klärungsbedürftige Unterschiede. Es ist davon 
auszugehen, dass sich Unterschiede im Ausmaß 
der befürworteten staatlichen Eingriffe in Ab-
hängigkeit vom jeweiligen wohlfahrtsstaatlichen 
Regime zeigen sollten. Demnach wäre zu vermu-
ten, dass die Bevölkerung in liberalen Wohlfahrts-
regimes deutlich weniger staatliche Eingriffe 
wünscht als in konservativen. Für Länder des so-
zialdemokratischen Wohlfahrtsarrangements wird 
dagegen eine Bevölkerungseinschätzung erwar-
tet, dass sich der Staat besonders stark in Fragen 
der Umverteilung und der Absicherung einmi-
schen sollte. Dies dürfte auch für den rudimen-
tären und weniger ausgebauten Wohlfahrtsstaat 
des mediterranen Typs gelten, der aus der Sicht 
der Bevölkerung gerade deswegen stärker enga-
giert sein sollte, weil er es noch nicht in dem ge-
wünschten Ausmaß ist.

4.1 Auftrag zur Verringerung von 
 Einkommensunterschieden

Wenn es darum geht, die Einkommensunter-
schiede zwischen Geringverdienenden und Bes-
serverdienenden zu vermindern, steht die nor-
mative Legitimation der gesellschaftlichen Vertei-

lungsordnung im Vordergrund. Die empiri schen 
Befunde zu dieser Aufgabe des Staates aus Sicht 
der Bevölkerung bestätigt zwischen 1985 und 
2006 im Wesentlichen das erwartete Bild der Ab-
weichungen zwischen den wohlfahrtsstaatlichen 
Arrangements (vgl. Abb. 8).5

In den liberalen Wohlfahrtsstaaten ist die 
Zustimmung der Bevölkerung zu einem staatli-
chen Eingriff, mit dem Einkommensdisparitäten 
abgebaut werden sollen, insgesamt gesehen am 
geringsten. In Großbritannien und der Schweiz, 
die als europäische Länder dem liberalen Regime 
zugeordnet werden, fi ndet sich dagegen selbst in 
diesem Cluster eine Mehrheit in der Bevölkerung, 
die den Staat bei dieser Aufgabe in der Pfl icht 
sieht. Insbesondere die Schweiz fällt mit einer 
größer werdenden Zustimmung zu staatlicher 
Umverteilung über den Zeitraum von 1987 bis 
2006 auf. In den USA liegen die Befürworter er-
wartungsgemäß bei nur 30 bis 40 Prozent. Damit 
wird Umverteilung dort im Ländervergleich am 
wenigsten befürwortet.

In den Ländern des konservativen Wohl-
fahrtsclusters fi ndet sich mit Ausnahme West-
deutschlands stets eine große Mehrheit für den 
staatlichen Eingriff zum Abbau von Einkommens-
unterschieden und zwar deutlich über 60 Prozent 
der Bevölkerung. Westdeutschland kann mit der 
geringsten Zustimmungstendenz möglicherweise 
als ein Sonderfall innerhalb des konservativen 
Regimes charakterisiert werden. In den 80er und 
frühen 90er Jahren fi ndet sich in Westdeutsch-
land noch eine deutliche Mehrheit in der Bevöl-
kerung, die vom Staat Umverteilung fordert. Ab 
Mitte der 90er Jahre bis 2004 ist die Bevölkerung 
bezüglich dieser Frage jedoch zweigeteilt. West-
deutsche sind offenbar zu dieser Zeit weniger der 
Auffassung, dass der Staat umverteilen soll, weil 

5 Da in der Abbildung Ergebnisse aus mehreren Datenquellen dargestellt werden, müssen die Schwankungen in der Zustimmung der Be-
völkerung zu dieser Staatsaufgabe im Zeitverlauf mit Vorsicht interpretiert werden. Es kann nicht sicher ausgeschlossen werden, dass 
sich auch Antworteffekte aufgrund der unterschiedlichen Erhebungen und ihrer Kontexte in den Schwankungen widerspiegeln.

4. Normative Vorstellungen zu den Aufgaben des Staates
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der Staat ohnehin erhebliche Geldmengen in den 
Osten des Landes transferiert und damit das Ge-
fühl einer stärkeren Belastung mit Abgaben in 
Westdeutschland bestärkt. Ab 2002 ist im west-
deutschen Landesteil hingegen wieder eine Zu-
nahme in der Forderung nach mehr Umvertei-
lung zu beobachten, so dass 2006 wieder eine 
deutliche Mehrheit der Westdeutschen vom Staat 
mehr Umverteilung fordert. Gerade aus interna-
tionalem Blickwinkel fällt insbesondere auf, dass 
diese Staatsaufgabe von Ost- und Westdeutschen 
offenbar völlig unterschiedlich bewertet wird. 
Ostdeutsche fordern vom Staat mit Abstand deut-
lich stärker einen Abbau von Einkommensunter-

schieden als Westdeutsche. Der Unterschied zwi-
schen Ost und West beträgt zwischen 20 und 30 
Prozent und ist über den Zeitraum seit der Wie-
dervereinigung nahezu unverändert. Erst ab der 
Jahrtausendwende ist eine leichte Angleichung 
zwischen Ost und West zu beobachten. Erstaunli-
cherweise sind es gerade die Westdeutschen, die 
sich mit einer zunehmenden Befürwortung der 
staatlichen Umverteilung leicht dem ostdeut-
schen Meinungsklima anzupassen scheinen. Von 
einer einheitlichen Auffassung in Ost- und West-
deutschland kann jedoch noch nicht gesprochen 
werden.

Datenbasis: ISSP 1985, 1990 & 1996 (Role of Government), ISSP 1987, 1992 & 1999 (Social Inequality) und ESS 2002/03,  
2004 und 2006. Im ISSP: (Starke) Zustimmung zu der Aussage: „Es ist Aufgabe des Staates, die Einkommensunterschiede 
zwischen den Leuten mit hohem Einkommen und solchen mit niedrigem Einkommen zu verringern“ (5-stufi ge Skala). Im ESS: 
(Starke) Zustimmung zu der Aussage: „Der Staat sollte Maßnahmen ergreifen, um Einkommensunterschiede zu verringern“ 
(5-stufi ge Skala). Anmerkung: AT (Österreich), AU (Australien), BE (Belgien), CH (Schweiz), DK (Dänemark),  ES (Spanien), DE-O 
(Ostdeutschland), DE-W (Westdeutschland), FI (Finnland), FR (Frankreich), GB (Großbritannien), GR (Griechenland), IT (Italien), 
JP (Japan), LU (Luxemburg), NL (Niederlande), NO (Norwegen), PT (Portugal), SE (Schweden), US (USA).

Abbildung 8: 

Staatsaufgabe: Einkommensunterschiede verringern (1985–2006)
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Auch in den Ländern des sozialdemokrati-
schen Wohlfahrtsregimes fi ndet sich mit Ausnah-
me Dänemarks eine mehrheitliche Zustimmung 
zur staatlichen Aufgabe der Einkommensumver-
teilung. Damit entspricht die Bevölkerungsmei-
nung erwartungsgemäß auch der staat lichen 
 Politik in diesen Ländern. Allerdings ist die Zu-
stimmung zu Staatseingriffen zum Zwecke der 
Minderung von Einkommensunterschieden ins-
gesamt gesehen nicht stärker ausgeprägt als in 
Ländern des konservativen Regimes. Möglicher-
weise wird diese Auffassung deswegen nicht noch 
stärker als erwartet vertreten, weil der Staat ohne-
hin in diesem Bereich vermehrt aktiv ist und so-
ziale Ungleichheit in der Einkommensverteilung 
auch nicht ein entsprechendes Problem darstellt 
(Svallfors 1999).

In allen wenig ausgebauten Wohlfahrts-
staaten des mediterranen Typs fi ndet sich mit 
über 60 Prozent erwartungsgemäß eine breite Zu-
stimmung zu staatlichen Eingriffen zur Vermin-
derung von Einkommensunterschieden. Sie ist in 
Griechenland und Portugal mit über 80 Prozent 
sogar noch höher als in Spanien und Italien.

Insgesamt kann festgehalten werden, dass in 
fast allen beobachteten Ländern erstens eine 
Mehr heit in der jeweiligen Bevölkerung den Ein-
satz des Staates zur Verringerung von Einkom-
mensunterschieden befürwortet. Lediglich in den 
Vereinigten Staaten, Australien und in Dänemark 
wird diese Ansicht weniger geteilt. In den meis-
ten Ländern wird damit dem Staat diese Aufgabe 
angetragen, welche die Marktkräfte allein offen-
bar nicht zu bewältigen vermögen. Bezüglich der 
Wohlfahrtscluster fällt zweitens auf, dass in libe-
ralen Wohlfahrtsstaaten die Befürwortung der 
staatlichen Umverteilungsaufgabe vergleichswei-
se geringer ausfällt und in mediterranen höher 
als in den anderen Regimes. Dies entspricht weit-
gehend den Erwartungen. Allerdings lassen sich 
die Länder des konservativen und des sozialde-
mokratischen Regimes nicht eindeutig als Cluster 
voneinander abgrenzen. Die Bevölkerungseinstel-
lungen sind eher länderspezifi sch, die Regime da-
gegen heterogen. Innerhalb der liberalen Wohl-
fahrtsländer setzen sich die europäischen libera-
len Wohlfahrtsstaaten (Schweiz und Großbritan-
nien) von den nicht-europäischen ab  und weisen 

eher eine Nähe zu den beiden anderen Wohl-
fahrtstypen auf. Der Blick auf Deutschland zeigt 
drittens, dass sich Ost- und Westdeutsche hin-
sichtlich der Rolle des Staates zum Abbau von 
Einkommensungleichheit erheblich unterschei-
den. Dies gilt auch im zeitlichen Verlauf, wobei 
seit der Jahrtausendwende eine leichte Annähe-
rung zwischen West und Ost zu verzeichnen ist. 
Dies ist weitgehend auf die zunehmende Stim-
mung für einen stärkeren Staat in Westdeutsch-
land in den letzten Jahren zurückzuführen. Ver-
mutlich ist es die tatsächlich ansteigende und 
auch entsprechend wahrgenommene Einkom-
mensungleichheit, die in Westdeutschland den 
Ruf nach einer staatlichen Intervention lauter 
werden lässt. Damit ergibt sich für Deutschland 
in den letzten Jahren insgesamt ein Trend, in dem 
staatliche Eingriffe zum Zwecke der Umverteilung 
des gesamtgesellschaftlichen Wohlstandes von 
der Bevölkerung immer stärker gewünscht wer-
den.

4.2 Verantwortung bei der Absicherung   
 von Lebensrisiken

Einkommensunterschiede zwischen Arm und 
Reich abzubauen ist – wie Erhebungen zeigen – 
aus der Sicht der Bevölkerung nicht die einzige 
staatliche Aufgabe. Auch der Grad, mit dem der 
Staat für die Absicherung in den zentralen Risiko-
lagen Krankheit, Altersversorgung und Arbeits-
losigkeit als verantwortlich angesehen wird, kann 
durch die Auswertung von Umfragen in interna-
tionaler und zeitlicher Perspektive veranschau-
licht werden.

Bevor ein detaillierter Blick auf die Länder 
und den zeitlichen Trend gerichtet wird, können 
zunächst die Zustimmungstendenzen zur staatli-
chen Verantwortung in den drei Risikolagen Al-
terssicherung, Gesundheitsversorgung und Ar-
beitslosenunterstützung nach unterschiedlichen 
wohlfahrtsstaatlichen Arrangements betrachtet 
werden (vgl. Abb. 9). Die Zuschreibung von Ver-
antwortung an den Staat in diesen Bereichen ist 
in allen Wohlfahrtstypen überaus groß. Bezüglich 
der Alterssicherung und der Gesundheitsversor-
gung ist sie mit Zustimmungswerten von über 90 
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Prozent insgesamt gesehen am größten, für die 
Sicherung des Lebensstandards von Arbeitslosen 
dagegen deutlich geringer. Darüber hinaus kann 
festgestellt werden, dass sich die Bewertungen der 
Menschen bezüglich der Alterssicherung und der 
Gesundheitsversorgung nur unwesentlich unter-
scheiden. Unterschiede in der Zustimmung zur 
staatlichen Verantwortung zwischen den Regimes 
ergeben sich auf dieser Analyseebene am deut-
lichsten bei der Arbeitslosenunterstützung.

Die Unterschiede zwischen den verschie-
denen wohlfahrtsstaatlichen Arrangements für 
die jeweiligen Sicherungsbereiche legen den all-
gemeinen Befund nahe, dass eine staatliche Ver-
antwortung in jedem der drei Bereiche am wenigs-
ten in liberalen Wohlfahrtsstaaten befürwortet 
wird, stärker in konservativen und noch stärker 
in sozialdemokratischen Regimes. Mit Aus nahme 
der Sicherung des Lebensstandards bei Arbeitslo-

sigkeit ist auch die Befürwortung staatlicher Ver-
antwortung im mediterranen Typus jeweils eben-
so stark wie im sozialdemokratischen Regime. Die 
Annahme, wonach sich das von der Bevölkerung 
gewünschte Maß an staatlicher Verantwortung je 
nach Wohlfahrtsregime unterscheidet, kann auf 
dieser Analyseebene bestätigt werden. Allerdings 
sind die Unterschiede zwischen den Regimes mit 
Ausnahme der Absicherung von Arbeitslosigkeit 
nur sehr marginal, so dass an dem Erklärungswert 
dieser Typologie in Bezug auf diese Einstellungen 
zu Recht gezweifelt werden kann.

Wird die abstrakte Analyseebene der Wohl-
fahrtstypen verlassen, kann auf Ebene der Länder 
nun detailliert betrachtet werden, wie sich die 
Zustimmung zur staatlichen Verantwortung zwi-
schen den einzelnen Ländern unterscheidet und 
im Zeitverlauf entwickelt hat (vgl. Abb. 10, Abb. 
11 und Abb. 12). Zunächst kann festgehalten 

Datenbasis: ISSP 1985, 1990, 1996 und 2006. Durchschnittliche (starke) Zustimmung über den Zeitraum zur staatlichen 
Verantwortung: „Den alten Menschen einen angemessenen Lebensstandard zu sichern“, „Gesundheitliche Versorgung für 
Kranke sicherzustellen“ und „Den Arbeitslosen einen angemessenen Lebensstandard zu sichern“ (jeweils 5-stufi ge Skala).

Abbildung 9: 

Staatliche Verantwortung bei der Absicherung von Lebensrisiken (1985–2006)
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werden, dass sich die Länder des liberalen Re-
gimes hinsichtlich der Zustimmung zur staatli-
chen Verantwortung in allen Risikofällen am 
stärksten voneinander unterscheiden. Weit weni-
ger heterogen erweisen sich die Länder innerhalb 
des konservativen Regimes, noch weniger die so-
zialdemokratischen, und am geringsten sind die 
Unterschiede zwischen den mediterranen Wohl-
fahrtsländern. Im Vergleich zwischen den Risiko-
lagen sind die Ähnlichkeiten der Länder in allen 
Regimes bei der Absicherung im Fall von Arbeits-
losigkeit am geringsten. Die Länder unterschei-
den sich hier deutlicher als in den anderen Risi-
kolagen.

Für Deutschland lässt sich bei der Absiche-
rung bezüglich der drei Risikolagen durch den 

Staat erneut ein Unterschied zwischen beiden 
Landesteilen beobachten. Staatliches Engage-
ment wird demnach in Ostdeutschland mit Ab-
stand deutlich stärker präferiert als in West-
deutschland. Eine geringfügige Angleichung zwi-
schen Ost und West ist allenfalls bezüglich der 
Gesundheitsversorgung zu erkennen. Die Zustim-
mung zur staatlichen Verantwortung ist insbe-
sondere bei der Alterssicherung und der Gesund-
heitsversorgung in beiden Landesteilen sehr 
hoch, geringer jedoch bei der Sicherung des Le-
bensstandards im Fall von Arbeitslosigkeit. Auch 
wenn in Westdeutschland zwischen 1990 und 
1996 ein leichter Anstieg in der geforderten staat-
lichen Verantwortung zur Absicherung der Le-
benslagen zu verzeichnen ist, muss insgesamt 

Datenbasis: ISSP 1985, 1990, 1996 und 2006. (Starke) Verantwortlichkeit des Staates: „Den alten Menschen einen 
angemessenen Lebensstandard zu sichern“ (5-stufi ge Skala). Anmerkung: AT (Österreich), AU (Australien), CH (Schweiz), 
DK (Dänemark), ES (Spanien), DE-O (Ostdeutschland), DE-W (Westdeutschland), FR (Frankreich), GB (Großbritannien),  
IT (Italien), JP (Japan), NL (Niederlande), NO (Norwegen), PT (Portugal), SE (Schweden), US (USA).

Abbildung 10: 

Staatsverantwortung: Angemessene Alterssicherung (1985–2006)
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Datenbasis: ISSP 1985, 1990, 1996 und 2006. (Starke) Verantwortlichkeit des Staates: „Gesundheitliche Versorgung für 
Kranke sicherzustellen“(5-stufi ge Skala). Anmerkung: AT (Österreich), AU (Australien), CH (Schweiz), DK (Dänemark),  
ES (Spanien), DE-O (Ostdeutschland), DE-W (Westdeutschland), FR (Frankreich), GB (Großbritannien), IT (Italien), JP (Japan),  
NL (Niederlande), NO (Norwegen), PT (Portugal), SE (Schweden), US (USA).

Abbildung 11: 

Staatsverantwortung: Gesundheitsversorgung (1985-2006)
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auch festgestellt werden, dass die Bevölkerung in 
beiden Landesteilen über den gesamten beobach-
teten Zeitraum hinweg den Staat leicht rückläufi g 
in der Pfl icht sieht. Dennoch sind diese Trends 
nur marginal zu bewerten, wenn bedacht wird, 
dass diese leicht rückläufi gen Tendenzen auf ex-
trem hohem Zustimmungsniveau zu staatlicher 
Verantwortung anzusiedeln sind.

Im Fall von Arbeitslosigkeit sind Länderun-
terschiede und Trends in den Bevölkerungsmei-
nungen gravierender. In den europäischen Wohl-
fahrtsstaaten sind insbesondere zwischen 1996 
und 2006 die Zustimmungen zur staatlichen Ver-
antwortung zur Unterstützung bei Arbeitslosig-
keit deutlich gefallen. Am geringsten fi ndet sich 
diese Entwicklung in den sozialdemokratischen 

Ländern Norwegen und Schweden, am stärksten 
im liberal charakterisierten Großbritannien und 
im konservativen Wohlfahrtsstaat Deutschland 
(Ost und West). Erstaunlicherweise fällt der Rück-
gang in Großbritannien und Deutschland in 
 einen Zeitraum, in dem in diesen Ländern über-
wiegend sozialdemokratische Regierungen den 
Wohlfahrtsstaat umgebaut haben. Eine aktivie-
rende Sozialpolitik mit entsprechender Rhetorik 
bezüglich der Eigenverantwortung im Fall von 
Arbeitslosigkeit hat offenbar dazu geführt, dass 
die Bevölkerung den Staat in diesem Bereich we-
niger in die Verantwortung nimmt als zuvor.

Unterstrichen wird dies auch durch Einstel-
lungsbefunde, inwieweit der Staat dafür verant-
wortlich gemacht wird, für Arbeitslose einen 
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 Arbeitsplatz bereitzustellen (vgl. Abb. 13). Dem 
Staat wird in diesem Bereich insbesondere in 
Deutschland zunehmend weniger Verantwortung 
übertragen, wenngleich betont werden muss, 
dass eine deutliche Mehrheit der Bevölkerung in 
beiden Landesteilen dies nach wie vor wünscht 

(2006: 62 Prozent im Westen und 80 Prozent im 
Osten). Keine Mehrheiten für die Bereitstellung 
von Arbeitsplätzen durch den Staat fi nden sich 
lediglich in den nicht-europäischen liberalen 
Wohlfahrtsstaaten Australien und den Vereinig-
ten Staaten.

Datenbasis: ISSP 1985, 1990, 1996 und 2006. (Starke) Verantwortlichkeit des Staates: „Den Arbeitslosen einen  
angemessenen Lebensstandard zu sichern“(5-stufi ge Skala). Anmerkung: AT (Österreich), AU (Australien), CH (Schweiz), 
DK (Dänemark), ES (Spanien), DE-O (Ostdeutschland), DE-W (Westdeutschland), FR (Frankreich), GB (Großbritannien),  
IT (Italien), JP (Japan), NL (Niederlande), NO (Norwegen), PT (Portugal), SE (Schweden), US (USA).

Abbildung 12: 

Staatsverantwortung: Arbeitslosen Lebensstandard sichern (1985–2006)
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Insgesamt kann aus diesen Befunden festgehalten 
werden, dass die Bevölkerung mit nur wenigen 
Ausnahmen (Vereinigte Staaten und Australien 
bei der Bereitstellung von Arbeitsplätzen) stets 
mehrheitlich den Staat bei der Absicherung der 
Risikolagen in die Verantwortung nimmt. Dies ist 
sogar in den meisten Ländern des liberalen Re-
gimes der Fall. Offenbar hält die Bevölkerung in 
den Ländern Marktmechanismen für weniger ge-
eignet, den Lebensstandard in den Risikolagen 
Alterssicherung, Gesundheit und Arbeitslosigkeit 
zu sichern. Es wird mit teilweise deutlicher Mehr-

heit kundgetan, dass der Staat diese Aufgabe zu 
erfüllen hat. Auch wenn insbesondere hinsicht-
lich der Absicherung bei Arbeitslosigkeit zwischen 
1996 und 2006 die Staatsverantwortung in der 
Bevölkerungsmeinung rückläufi g zu sein scheint, 
ist sie immer noch hoch. Dies gilt auch für 
Deutschland, wenngleich die Unterschiede zwi-
schen Ost und West bezüglich der geforderten 
staatlichen Verantwortung offenbar nachhaltig 
bestehen bleiben. Ostdeutsche sehen im Staat ei-
nen stärkeren Garanten der Sicherheit in Risiko-
lagen als Westdeutsche.

Datenbasis: ISSP 1985, 1990, 1996 und 2006. (Starke) Verantwortlichkeit des Staates: „Den Arbeitslosen einen  
angemessenen Lebensstandard zu sichern“(5-stufi ge Skala). Anmerkung: AT (Österreich), AU (Australien), CH (Schweiz), 
DK (Dänemark), ES (Spanien), DE-O (Ostdeutschland), DE-W (Westdeutschland), FR (Frankreich), GB (Großbritannien),  
IT (Italien), JP (Japan), NL (Niederlande), NO (Norwegen), PT (Portugal), SE (Schweden), US (USA).

Abbildung 13: 

Staatsverantwortung: Arbeitsplatz bereitstellen (1985–2006)
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Das Lohneinkommen ist in modernen Gesell-
schaften von zentraler Bedeutung, da es den 
Wohlstand, den Status und infolgedessen die Le-
benschancen einer abhängig beschäftigten Per-
son und der von ihr abhängigen Personen (z.B. 
der Familie) sicherstellen soll. Es bemisst sich 
 offensichtlich nicht nur nach der Produktivität 
einer Arbeitskraft, da der Sozialstaat sowie Res-
triktionen des Arbeitsmarktes etc. in den Prozess 
der Lohnfi ndung eingreifen und damit auch die 
Entlohnungsmechanismen wesentlich beeinfl us-
sen. Damit ist die Bestimmung des Lohneinkom-
mens nicht mehr nur der „Gerechtigkeit“ des 
Marktes unterworfen, sondern auch politisch 
 unter Gerechtigkeitsgesichtspunkten bewertbar. 

Daher ist es auch sinnvoll, die Bevölkerung da-
nach zu befragen, nach welchen Kriterien die 
Festlegung der Lohneinkommenshöhe bestimmt 
werden sollte. Bei Befragungen werden eine Rei-
he möglicher Kriterien angeführt und von der 
 Bevölkerung entsprechend ihrer Wichtigkeit be-
wertet. Dabei ergibt sich folgende Rangfolge: Wie 
gut jemand arbeitet, wie hart jemand arbeitet, 
das Ausmaß an Verantwortung, das mit der Ar-
beit verbunden ist, die Dauer der allgemeinen 
und berufl ichen Ausbildung, ob die Arbeit ande-
rer zu beaufsichtigen ist, wie viel Geld erforder-
lich ist, um eine Familie zu ernähren und ob Kin-
der zu versorgen sind (vgl. Abb. 14).

5. Präferierte Kriterien zur Einkommensbestimmung

Datenbasis: ISSP 1992 und 1999. Gewichtete Analysen. Prozentualer Anteil derjenigen, die das jeweilige Kriterium anhand 
einer 5-stufi gen Skala für „entscheidend“ und „sehr wichtig“ fi nden.

Abbildung 14: 

Wichtigkeit der Kriterien zur Einkommensbestimmung (1992–1999)
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Bei der Betrachtung dieser Kriterien fällt zu-
nächst auf, dass zwischen der Bevölkerung in ver-
schiedenen wohlfahrtsstaatlichen Regimes nur 
wenige Unterschiede in der Bewertung der klas-
sischen Marktkriterien bzw. arbeitsbezogenen 
Kriterien bestehen. Arbeitsqualität, Leistung und 
Verantwortung werden überall eine insgesamt 
hohe Bedeutung zugemessen und gelten als die 
maßgeblichen Kriterien für die Bestimmung des 
Einkommens. Allenfalls in sozialdemokratischen 
Regimes sind diese aus der Sicht der Bevölkerung 
etwas weniger von Bedeutung. Allerdings ist auch 
zu erkennen, dass auch die nicht arbeitsrele-
vanten, d.h. personenbezogenen Aspekte, wie 
eine Familie oder Kinder zu ernähren, keine wich-
tigere Rolle spielen. Stattdessen sind es die ohne-
hin familienfreundlicheren mediterranen Wohl-
fahrtsstaaten und auch die konservativen Wohl-
fahrtsarrangements, die diesen Kriterien der Ein-
kommensbemessung eine wesentlich größere 

Bedeutung beimessen. Die prozentualen Anteile 
derjenigen, die diese Kriterien für sehr wichtig 
und entscheidend fi nden, können detaillierter 
auf Länderebene und bezüglich der zeitlichen 
Veränderungen zwischen 1992 auf 1999 betrach-
tet werden (vgl. Tab. 3). Dabei ist nicht erkenn-
bar, dass die Länder innerhalb eines wohlfahrts-
staatlichen Regimes einen in sich homogenen 
Cluster bilden würden. Es ist vielmehr davon aus-
zugehen, dass die präferierten Einkommenskri-
terien weitgehend landesspezifi sch geformt sind.

In zeitlicher Hinsicht ist bemerkenswert, dass 
die Befürwortung marktbezogener Einkommens-
kriterien (Arbeitsqualität und Leistung) in den 
libe ralen Wohlfahrtsstaaten Großbritannien und 
den Vereinigten Staaten zwischen 1992 und 1999 
abnehmen, in beiden deutschen Landesteilen da-
gegen zunehmen. Zwar verlieren in beiden deut-
schen Landesteilen auch die personenbezogenen 
Kriterien Familie und Kinder etwas an Zustim-

Tabelle 3: 

Datenbasis: ISSP 1992 und 1999. Prozentualer Anteil derjenigen, die das jeweilige Kriterium anhand einer 5-stufi gen  
Skala für „entscheidend“ und „sehr wichtig“ fi nden. Anmerkung: AT (Österreich), AU (Australien), ES (Spanien), DE-O 
(Ostdeutschland), DE-W (Westdeutschland), FR (Frankreich), GB (Großbritannien), IT (Italien), NO (Norwegen), PT (Portugal),  
SE (Schweden), US (USA).

Wichtigkeit der Kriterien zur Einkommensbestimmung (1992–1999)

Land  1992 1999 1992 1999 1992 1999 1992 1999 1992 1999 1992 1999 1992 1999

GB  85 78 84 76 76 76 55 56 58 58 53 58 44 36

US  96 92 90 89 88 82 72 69 69 64 62 61 48 44

AU  72 85 70 76 69 80 53 56 50 60 32 36 27 21

DE-O  93 95 78 84 90 90 61 59 35 47 63 55 65 60

DE-W  87 90 68 77 87 87 59 62 36 40 65 57 71 67

AT  – 91 – 79 – 87 – 63 – 51 – 50 – 54

FR  – 80 – 56 – 73 – 38 – 52 – 57 – 46

NO  72 75 73 76 63 69 43 44 38 49 44 46 33 38

SE  – 81 – 62 73 76 29 41 55 53 29 31 6 27

IT  88 – 90 – 86 – 68 – 44 – 75 – 75 –

ES  – 74 – 74 – 66 – 56 – 48 – 63 – 62

PT  – 80 – 81 – 86 – 64 – 67 – 44 – 44

  Arbeits- Leistung  Verant- Bildung Aufsicht Familie Kinder

  qualität  wortung



Friedrich-Ebert-Stiftung
WISO

Diskurs

28

mung. Allerdings gehört Deutschland Ost und 
West vor allem mit Italien und Spanien zu den 
Ländern, in denen insbesondere die Versorgung 
von Kindern mehrheitlich als wichtiges Lohn be-
stimmendes Kriterium angesehen wird. Familie 
und Kinder sind überraschenderweise in West-
deutschland aus der Sicht der Bevölkerung von 
stärkerer Bedeutung als im Ostteil, während Ar-
beitsqualität und Leistung im Ostteil für stärker 
maßgeblich befunden werden.

Bei der Frage nach der Befürwortung einer 
gesetzlichen Kontrolle von Löhnen und Gehäl-
tern (vgl. Abb. 15) ist ein Einfl uss der Wohlfahrts-
regimes ebenfalls nicht erkennbar. Die mediter-
ranen Wohlfahrtsstaaten Italien und Spanien 
weisen neben Ostdeutschland die stärkste Zu-
stimmung für einen solchen Einsatz des Staates 
auf. Ostdeutsche unterscheiden sich in dieser 

 Frage damit fundamental von Westdeutschen, 
bei denen die Zustimmung nur unter 30 Prozent 
liegt.

Abschließend soll untersucht werden, wie 
die Bevölkerung die Macht der Gewerkschaften 
einschätzt (vgl. Abb. 16), denn diese haben beim 
Lohnfi ndungsprozess eine nicht unbedeutende 
Rolle. Auch hier sind keine eindeutigen Muster 
wohlfahrtsstaatlicher Regime zu erkennen. Sicht-
bar wird, dass in liberalen Wohlfahrtsstaaten den 
Gewerkschaften viel stärker eine zu große Macht 
attestiert wird. Interessanter ist jedoch, dass sich 
in allen Ländern, in denen die zeitliche Entwick-
lung studiert werden kann, ein geringer werden-
der Anteil der jeweiligen Bevölkerung abzeichnet, 
der die Gewerkschaften für zu mächtig hält. Ins-
besondere in Ländern des liberalen Wohlfahrtsre-
gimes (Großbritannien, den Vereinigten Staaten 

Datenbasis: ISSP 1985, 1990 und 1996. (Starke) Befürwortung der „Gesetzlichen Kontrolle der Löhne und Gehälter“ 
(5-stufi ge Skala) für die wirtschaftliche Lage durch die Regierung. Anmerkung: AT (Österreich), AU (Australien),   
CH (Schweiz), ES (Spanien), DE-O (Ostdeutschland), DE-W (Westdeutschland), GB (Großbritannien), FR (Frankreich),  
IT (Italien), JP (Japan), NO (Norwegen), SE (Schweden), US (USA).

Abbildung 15: 

Staat: Kontrolle der Löhne & Gehälter (1985–1996)
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und Australien) ist der Trend steil abwärts, wäh-
rend er in den Ländern, in denen Gewerkschaften 
besser organisiert sind (Deutschland, Norwegen) 
offensichtlich eher mäßiger vonstatten geht.

Zusammenfassend kann festgehalten werden, 
dass in den 90er Jahren leistungsbezogene Krite-
rien in der Einkommensbemessung in Deutsch-
land offenbar auf anhaltend große Zustimmung 
stoßen, im Osten sogar geringfügig stärker als im 
Westen der Republik. Die Versorgung einer Fami-
lie bzw. von Kindern wird als Kriterium in 
Deutschland zwar mehrheitlich befürwortet, aber 
in deutlich geringerem Ausmaß und im Westen 

stärker als im Osten. Vor allem der Versorgung 
von Kindern wird aus der internationalen Ver-
gleichsperspektive in Deutschland eine mehrheit-
lich starke Zustimmung entgegengebracht. Bei 
der Frage nach der staatlichen Kontrolle der Löh-
ne und Gehälter ist die deutsche Bevölkerung 
zweigeteilt. Im Osten befürwortet dies eine große 
Mehrheit, im Westen wird dies deutlich abge-
lehnt. Die Macht der Gewerkschaften wird in 
Deutschland in den 90er Jahren mehrheitlich als 
nicht zu groß erachtet, insbesondere nicht in 
Ostdeutschland.

Datenbasis: ISSP 1985, 1990 und 1996. Glaube, dass die Gewerkschaften im Land (bei weitem) zu viel Macht haben 
(5-stufi ge Skala). Anmerkung: AT (Österreich), AU (Australien), CH (Schweiz), ES (Spanien), DE-O (Ostdeutschland), DE-W 
(Westdeutschland), GB (Großbritannien), FR (Frankreich), IT (Italien), JP (Japan), NO (Norwegen), SE (Schweden), US (USA).

Abbildung 16: 

Bewertung der Macht der Gewerkschaften (1985–1996)
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Dass im öffentlichen Diskurs immer wieder von 
„sozialer Gerechtigkeit“ die Rede ist, verweist da-
rauf, dass das normative Ideal der Gerechtigkeit 
für die Gesellschaft von zentraler Bedeutung ist, 
besonders wenn es die bestehende oder im Zuge 
von Reformen neu austarierte Verteilung von 
Wohlstand in einer Gesellschaft zu legitimieren 
gilt (Lippl & Wegener 2004). So wird in der Arena 
der politischen Auseinandersetzungen um die 
Zukunft des Wohlfahrtsstaates der Begriff „Ge-
rechtigkeit“ stets von allen politischen Parteien 
benutzt. Dabei wird aber nur selten klar, was die 
politischen Akteure genau darunter verstehen, 
welche ungerechten Zustände überwunden wer-
den sollen und welche Gerechtigkeitserwägungen 
bei der Entscheidungsfi ndung wichtig waren. 
„Soziale Gerechtigkeit“ verkommt zur leeren 
Worthülse der politischen Rhetorik (vgl. Lengfeld 
2002: 24f). Viele politische Vorhaben und Ent-
scheidungen können von der Bevölkerung nicht 
nachvollzogen werden, weil ihr die dahinter lie-
genden Motive und Gerechtigkeitserwägungen 
nicht verständlich gemacht werden.

Die wissenschaftliche Forschung über Ge-
rechtigkeit kann mit ihren Erkenntnissen dazu 
beitragen, dass die Entwicklung und Vermittlung 
von Maßnahmen und Entscheidungen durch die 
politischen Akteure besser gelingt. So können 
normativ-philosophische Theorien und Überle-
gungen über Gerechtigkeit zur Klärung der Be-
griffl ichkeiten, zur Prüfung der Plausibilität von 
Begründungslogiken oder zur Ermittlung des Stel-
lenwerts von Gerechtigkeit in der Gesellschaft 
herangezogen werden.6 Die empirisch-sozialwis-
senschaftliche Forschung über Gerechtigkeit hat 

einen anderen Zugang. Sie geht nicht von der 
Existenz einer „objektiven“ Gerechtigkeit aus, die 
sich metaphysisch oder aus internen Begrün-
dungslogiken ableiten lässt, sondern von den Ge-
rechtigkeitsvorstellungen, die Menschen subjek-
tiv wahrnehmen und tatsächlich äußern, und 
versucht diese mit den Methoden der empirischen 
Sozialforschung zu messen und empirisch zu ana-
lysieren. Sie geht davon aus, dass einzelne Men-
schen und Bevölkerungsgruppen unterschiedli-
che Gerechtigkeitsvorstellungen haben und un-
terschiedliche Ungerechtigkeiten wahrnehmen. 
Diese empirische Forschung hat zum Ziel, Ge-
rechtigkeit „in the eye of the beholder“ (Svallfors 
1995) empirisch zu erklären und kann damit ver-
deutlichen, dass die Meinungen der Menschen 
zur Gerechtigkeit gesellschaftlich relevant sind 
(that it „matters, what the people think“, Swift et 
al. 1995). Empirische Analysen haben stets auf-
zeigen können, dass Gerechtigkeit nicht nur in 
den Strukturen und Institutionen der Gesellschaft 
verankert ist (z.B. in Bezug auf den Wohlfahrts-
staat: Döring et al. 1995), sondern dass auch ge-
äußerte Gerechtigkeitsvorstellungen von Men-
schen für die gesellschaftliche Entwicklung rele-
vant sind. Gerechtigkeitsurteile sind kontextuell 
und durch sozialstrukturelle Merkmale der Men-
schen erklärbar.

Auch wenn auf die theoretischen Überle-
gungen zur empirischen Erklärung der geäußerten 
Vorstellungen von sozialer Gerechtigkeit an die-
ser Stelle nicht weiter eingegangen werden kann7, 
ist für das Verständnis der folgenden empirischen 
Analysen eine grundlegende Unterscheidung von 
zwei Typen von Gerechtigkeitsurteilen, der von 

6. Gerechtigkeitseinstellungen

6 Da dieser umfassende Bereich der normativ-philosophischen Gerechtigkeitstheorien hier nicht weiter vertieft werden kann, sei an dieser 
Stelle lediglich auf grundlegende Theorien der Gerechtigkeit (Hayek 1981; Rawls 1994; Walzer 1992), einige bedeutsame Publikationen 
(Brumlik & Brunkhorst 1993; Forst 1996; Frankenberg 1994; Höffe 1989; Honneth 1995; Kersting 2002; Scherer 1992; Thumfart 1999) 
und eine Textsammlung (Horn & Scarano 2002) verwiesen.

7 Ein knapper Überblick über zentrale empirische Theorien aus Psychologie und Soziologie fi ndet sich bei Wegener (1992), Liebig (1997) 
und Lippl (2003a).
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Belohnungs- und Prinzipiengerechtigkeit, von 
zentraler Bedeutung (vgl. Wegener 1999).

Mit Urteilen zur Belohnungsgerechtigkeit sind 
Bewertungen konkreter gesellschaftlicher Vertei-
lungsergebnisse und konkreter Belohnungen von 
Individuen und Bevölkerungsgruppen nach Ge-
sichtspunkten der Gerechtigkeit zu verstehen 
(z.B. „Welchen Lohn bekommt jemand gerechter-
weise für etwas?“). Erhoben werden diese ergeb-
nisbezogenen Urteile in Umfragen, indem etwa 
nach einem konkreten Lohn (nach Geldbeträgen, 
aber auch nach Schulnoten und allem, was ver-
teilt werden kann) gefragt wird, den eine befragte 
Person selbst (refl exives Urteil) oder eine andere 
Person (nicht refl exives Urteil) zum einen tat-
sächlich erhält und zum anderen eigentlich er-
halten sollte. Mit ergebnisbezogenen Gerechtig-
keitsurteilen ist eine mathematische Modellie-
rung von Gerechtigkeitsbewertungen möglich, 
wie es zum Beispiel die empirische Justice-Func-
tion-Theorie propagiert (Jasso 1978, 1980; Jasso 
& Wegener 1997), indem Ist- und Soll-Werte ins 
Verhältnis gesetzt werden, um den Grad einer un-
gerechten Über- und Unterbelohnung oder eben 
einer gerechten Belohnung zu ermitteln.

Prinzipiengerechtigkeit in der Form ordnungs-
bezogener Gerechtigkeitseinstellungen dagegen 
sind normative, prinzipielle oder ideologische 
Haltungen allgemeiner Art, die Individuen in Be-
zug auf verschiedene Aspekte ihres Lebens vertre-
ten können und die in der Regel die grundlegende 
normative Ordnung der Gesellschaft betreffen 
(ermittelbar z.B. durch den Grad an Zustimmung 
zu Aussagen wie „Es ist gerecht, wenn jemand, 
der mehr leistet, auch mehr bekommt“ oder „Alle 
Gesellschaftsmitglieder sollten das Gleiche be-
kommen“). Dazu gehören auch normative Krite-
rien,  nach denen Wohlstand in einer Gesellschaft 
verteilt werden sollte (z.B. nach Fähigkeiten, An-
strengungen, Fertigkeiten, gemäß den Anforde-
rungen des Marktes oder des Staates oder den 
 Erfordernissen des Gemeinwohls etc.). Auch die 

verantwortlichen Akteure im gesellschaftlichen 
Verteilungsprozess können zum Gegenstand em-
pirischer Analysen werden (z.B. Staat vs. Markt, 
gesellschaftliche vs. individuelle Verantwortung, 
vgl. Lane 1986), sowie grundsätzliche Vorstel-
lungen über gerechte Verteilungsregime oder eine 
gerechte Gesellschaft. Kurz gefasst: Ordnungs-
bezogene Prinzipien sind  keine konkreten Hand-
lungsnormen und Verfahrensweisen, sondern 
strukturierungs- und verfahrensrelevante Grund-
sätze. Sie geben eine Grundausrichtung für das 
Handeln vor, nicht jedoch eine Anweisung für 
den einzelnen konkreten Fall.

6.1  Gerechtigkeitsideologien und 
 Legitimation der Einkommensverteilung

Dem Bereich der Prinzipiengerechtigkeit ist das 
Konzept der Gerechtigkeitsideologien zuzuord-
nen, das sich theoretisch auf die Grid-Group-Ty-
pologie von Douglas (1978; 1982) stützt. Es wird 
davon ausgegangen, dass Menschen in sozialen 
Kontexten leben, die sich anhand der Dimensio-
nen des hierarchischen (grid) und des gruppen-
spezifi schen (group) Eingebundenseins in die Ge-
sellschaft typologisieren lassen. Damit ergeben 
sich – unter der Vorgabe, dass jede Dimension 
hoch oder niedrig ausgeprägt sein kann – vier Set-
tings, in denen Menschen sozial geprägt werden. 
Diese Kontexte rufen, der Theorie nach, vier ver-
schiedene Sichtweisen in der Bevölkerungsmei-
nung hervor, wie die Gesellschaft maßgeblich 
unter Gerechtigkeitsgesichtspunkten beurteilt 
wird. Jeder der vier Kontexte führt zu einer domi-
nant vertretenen Gerechtigkeitsideologie. Sie gel-
ten als relativ stabile Haltungen.8 Folgende vier 
Typen an Gerechtigkeitsideologien ergeben sich 
aus diesen Analysen und können näher charak-
terisiert werden.

Askriptivisten geht es um die Aufrechterhal-
tung der bestehenden Verteilungsordnung von 

8 Empirisch werden sie als unabhängige Einstellungsdimensionen über eine Faktoranalyse zu verschiedenen Aussagen gemessen, zu de-
nen die Befragten ihre Zustimmung angegeben haben (vgl. Wegener & Liebig 1993, 1995, 1998; Wegener, Lippl & Christoph 2000). 
Interessanterweise können auch die verschiedenen wohlfahrtsstaatlichen Regimes diesen unterschiedlichen ideologischen Grundhal-
tungen zugeordnet werden, so dass davon auszugehen ist, dass sich diese Ideologien in den entsprechenden Arrangements als dominan-
te Ideologie erweisen (vgl. Lippl 1998).
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Gütern und Privilegien. Die bisherige Struktur 
 sozialer Ungleichheit soll durch die Verteilungs-
ordnung nur wenig verändert werden. Diese Hal-
tung entspricht der institutionellen Ideologie des 
konservativen Wohlfahrtsstaates, der die beste-
hende Ungleichheitsstruktur wohlfahrtsstaatlich 
beibehalten möchte. Egalitaristen wollen hinge-
gen eine stärkere Gleichheit der Bevölkerung und 
befürworten daher eine stärkere Umverteilung, 
um die vom Markt erzeugte Ungleichheit durch 
staatlichen Eingriff auszugleichen. Diese Ideolo-
gie korrespondiert mit den Vorstellungen des so-
zialdemokratischen Wohlfahrtsstaates. Indivi-
dualisten vertreten die Ansicht, dass die vom 
Markt erzeugten Ungleichheiten gerecht sind, da 
sich in ihnen die individuelle Leistungsbereit-
schaft der Einzelnen widerspiegelt und gleichsam 
jeder Einzelne durch die Marktmechanismen am 
gerech testen entlohnt wird. Die Performanz libe-
raler Wohlfahrtsstaaten kommt dieser Vorstel-
lung am nächsten. Fatalisten fügen sich resignie-
rend in die bestehenden Verhältnisse, die sich aus 
ihrer Sicht nicht verändern lassen. Verteilungser-
gebnisse werden passiv hingenommen. Da diese 
perspektivlose Ideologie nicht als positive poli-
tische Überzeugung aktiv vertreten und umge-
setzt werden kann, fi ndet sich verständlicherwei-
se auch kein real existierendes wohlfahrtsstaat-
liches Pendant.

Für Deutschland kann das Konzept der Ge-
rechtigkeitsideologien aufgrund der Datenlage 
für einen längeren Zeitraum gut angewendet wer-
den. Es hat sich in der Forschung bewährt (vgl. 
Wegener 2002, 2003; Wegener & Liebig 1993, 
1998) und wird auch in Bezug auf sozialstaatliche 
Einstellungen eingesetzt (vgl. Krömmelbein et al. 
2007). International kann das Konzept aufgrund 
der unzureichenden Datenlage nicht umfassend, 
sondern allenfalls nur rudimentär für die neue-
ren Entwicklungen verwendet werden.

Betrachtet man die vier Gerechtigkeitstypen 
für Deutschland (vgl. Abb. 17), fällt zunächst auf, 
dass sich der ost- und westdeutsche Landesteil 
hinsichtlich der ideologischen Präferenzen, auch 
über den Zeitverlauf von 1991 bis 2006 hinweg, 
grundsätzlich unterscheiden. Besonders deutlich 
wird dies im Fall des Egalitarismus, der in Ost-
deutschland als dominante Ideologie – auch über 

die Zeit hinweg – anhaltend stark vertreten wird, 
aber für Westdeutsche nur geringste Bedeutung 
hat. Allerdings kann im Westen der Republik 
nach 2000 ein stärkeres Ansteigen der Befürwor-
tung egalitaristischer Vorstellungen diagnostiziert 
werden. Diese  Entwicklung fällt in eine Zeit der 
Verschärfung sozialer Ungleichheiten sowie der 
Kürzung sozialpolitischer Leistungen und kann 
vermutlich damit erklärt werden. Die Analyseer-
gebnisse zeigen einen dramatischen Anstieg der 
fatalistischen Haltung in den 90er Jahren. Diese 
Tendenz kann mit der zunehmenden Krise des 
deutschen Wirtschafts- und Sozialsystems in Fol-
ge des Vereinigungsschocks in Verbindung ge-
bracht werden. Offenbar haben die immer schwä-
chere Wirtschaftskraft und die zunehmende Ar-
beitslosigkeit zu einem lethargischen Gefühl der 
Ausweglosigkeit in der Bevölkerung geführt, das 
erst nach der Jahrtausendwende als Trend gebro-
chen werden konnte. Der perspektivlose Fatalis-
mus ist 2006 wieder deutlich in der Bevölkerung 
in beiden Landesteilen zurückgegangen, wenn-
gleich er in Ostdeutschland bei gleichem Abwärts-
trend ein deutlich höheres Niveau aufweist.

Der deutsche Sozialstaat ist dem konserva-
tiven Wohlfahrtsmodell zuzuordnen, dem es um 
den Erhalt der bestehenden Verteilungsstruktur 
geht. Es ist zu vermuten, dass sich diese norma-
tive Vorstellung, die in den sozialstaatlichen 
Strukturen inkorporiert ist, auch entsprechend 
als Werthaltung in der Bevölkerung fi nden lässt. 
Askriptivismus sollte demnach die dominant ver-
tretene Ideologie sein. Für Westdeutschland und 
für Ostdeutschland zu Beginn der 90er Jahre 
scheint dies der Fall zu sein. Insbesondere West-
deutsche können als außerordentlich askriptiv 
bezeichnet werden, wenngleich diese Ideologie 
im Zeitraum von 1991 bis 2000 etwas an Bedeu-
tung verloren hat. Dieser Bedeutungsverlust ist in 
Ostdeutschland viel stärker ausgeprägt, was dort 
durch eine stärkere Forderung nach dem Staat 
zum Zweck der Umverteilung von Wohlstand 
(Egalitarismus) und einen ansteigenden Fatalis-
mus kompensiert wird, da diese Staatstätigkeit 
nicht verwirklicht wird.

Der Individualismus gilt gerade unter wohl-
fahrtsstaatlichen Gesichtspunkten gemeinhin als 
Gegenpol zum Egalitarismus. Von daher stellt 
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sich die Frage, ob gerade in Zeiten des sozialstaatli-
chen Rückbaus und der Betonung der individu-
ellen Leistungsbereitschaft auch soziale Un-
gleichheiten in der Form eines stärker geäußerten 
Individualismus wieder vermehrt akzeptiert 
 werden. Individualismus ist in Westdeutschland 
grundsätzlich stärker ausgeprägt als in Ost-
deutschland. Bis zum Jahr 2000 kann ein leichter 
Anstieg dieser Ideologie in Westdeutschland be-
obachtet werden. In Ostdeutschland ist Indivi-
dualismus insgesamt weniger ausgeprägt und 
wohl aufgrund der einsetzenden Enttäuschungen 
nach der Wende zudem leicht zurückgegangen. 
Möglicherweise hat aber ein leichter Anstieg des 
Individualismus in Westdeutschland (und ge-
ringfügig auch in Ostdeutschland auf niedrigem 
Niveau) zwischen 1996 und 2000 die Reformen 
hin zu einer stärker aktivierenden Sozialpolitik 

unter der Regierung von Bundeskanzler Schröder 
unterstützt. Interessant ist jedoch auch, dass die 
sozialpolitischen Reformen zu Beginn des neuen 
Jahrtausends nicht zu einem weiteren Anstieg des 
Individualismus geführt haben, obwohl er den 
Kern dieser Reformen hin zu einer aktivierenden 
Sozialpolitik gebildet hat. Vielmehr ist der Indi-
vidualismus in beiden Landesteilen von 2000 auf 
2006 dramatisch eingebrochen, während im sel-
ben Zeitraum der Egalitarismus mit dem Staat als 
umverteilenden und damit ausgleichenden Hoff-
nungsträger in Westdeutschland deutlich an 
 Zuspruch gewonnen hat, den er im Osten des 
Landes ohnehin mitunter am stärksten genießt.

Auch wenn sich das Konzept der Gerechtig-
keitsideologien aufgrund der beschränkten Da-
tenlage nicht international realisieren lässt, kön-
nen zumindest die beiden Pole Egalitarismus 

Datenbasis: ISJP 1991, 1996, 2000, 2006. Gewichtete Analysen auf der Basis einer Faktoranalyse.

Abbildung 17: 

Gerechtigkeitsideologien in Deutschland
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durch die Zustimmung zum umverteilenden Ein-
griff des Staates und Individualismus durch die 
Werthaltung, dass soziale Ungleichheit in der 
Form von Einkommensunterschieden als not-
wendig erachtet wird, rudimentär erfasst werden 
(vgl. Abb. 18).

Ein erster Blick auf die anhand der Zustim-
mung zu diesen beiden Einstellungen lokalisier-
baren Länder der unterschiedlichen Wohlfahrts-
staatszugehörigkeiten offenbart in Abb. 18 kei-
nen Zusammenhang in dem Sinne, dass Länder, 
in denen die Bevölkerung einen stark umvertei-
lenden Wohlfahrtsstaat befürwortet, auch auto-
matisch soziale Ungleichheit für weniger not-
wendig erachten. Die Einstellungen des Indivi-
dualismus und Egalitarismus können daher nicht 
in der Denkweise eines Nullsummenspiels gese-

hen werden. Sie können gleichermaßen stark be-
fürwortet werden, wie in den mediterranen Wohl-
fahrtsstaaten Spanien und Portugal, aber auch 
gleichermaßen weniger bedeutsam sein, wie etwa 
in der Schweiz. Es ist auch nicht erkennbar, dass 
die Länder eines Wohlfahrts-Typs ein in sich ho-
mogenes und von anderen eindeutig abtrenn-
bares Cluster bilden. Dies betrifft insbesondere 
Einstellungen zur  Notwendigkeit von Einkom-
mensunterschieden, aber auch zum größten Teil 
die Befürwortung oder Ablehnung einer staatli-
chen Beschränkung von Einkommensdisparitä-
ten. Hinsichtlich des gewünschten Grades an 
Staatstätigkeit zur Verringerung von Einkom-
mensunterschieden kann man für liberale Wohl-
fahrtsarrangements – mit der Ausnahme Groß-
britanniens – jedoch immerhin erkennen, dass 

Datenbasis: ISSP 1987, 1992 und 1999; Anmerkung: AT (Österreich), AU (Australien), CH (Schweiz), 
DE-O (Ostdeutschland), DE-W (Westdeutschland), ES (Spanien), FR (Frankreich), GB (Großbritannien), IT (Italien),   
NO (Norwegen), NL (Niederlande), PT (Portugal), SE (Schweden), US (USA).

Abbildung 18: 

Wahrnehmung und Legitimation der Einkommensverteilung (1987-1999)
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hier am wenigsten der Staat in die Verantwortung 
genommen wird. Großbritannien reiht sich je-
doch diesbezüglich eher in die Linie der konser-
vativen und sozialdemokratischen Wohlfahrtsre-
gime Europas ein. Auffallend ist auch, dass die 
Befürwortung einer umverteilenden Staatstätig-
keit insbesondere in sozialdemokratischen Län-
dern (wie Schweden, Norwegen) im Vergleich zu 
den konservativen Regimen deutlich geringer 
ausfällt. Sie ist lediglich in den mediterranen 
Wohlfahrtsstaaten (und Ostdeutschland) beson-
ders hoch. Dieser Befund widerspricht der Ver-
mutung, dass sich die strukturellen normativen 
Grundlagen der Wohlfahrtsstaatstypen ideolo-
gisch in den Wahrnehmungen und Präferenzen 
der Bevölkerung wiederfi nden lassen. Ein eindeu-
tiger Zusammenhang lässt sich auch unter Kon-
trolle der sozialstrukturellen Zusammensetzung 
der Bevölkerung nicht bestätigen (vgl. Lippl 
2003a). Allerdings sollten die theoretischen Über-
legungen auch nicht vorschnell verworfen, son-
dern in zukünftiger Forschung weiter eingehend 
untersucht werden.

6.2 Gerechtigkeitsbewertungen zum   
 Einkommen

Gerechtigkeitsbewertungen beziehen sich auf 
(wahrgenommene) Verteilungsergebnisse und 
sind konzeptionell dem Feld der Belohnungsge-
rechtigkeit zuzuordnen. Sie sind damit nicht 
prinzipieller bzw. ideologischer Natur, sondern 
viel stärker von tatsächlichen sozialen Lagen und 
Entwicklungen abhängig, auf die die Bevölke-

rungswahrnehmung mit einer Gerechtigkeitsbe-
wertung reagiert. Die Verteilung von Einkommen 
und damit Wohlstand ist die wichtigste Vertei-
lungsfrage in einer Gesellschaft. Allerdings wird 
bei der Ermittlung der Gerechtigkeitsbewertung 
dieser Einkommensverteilung nicht danach ge-
fragt, wie Einkommen prinzipiell verteilt werden 
sollte, sondern wie viel Einkommen einer Person 
konkret zustehen soll. Sie kann im Urteil unge-
rechterweise zu wenig oder zu viel oder eben den 
gerechten Einkommensbetrag erhalten. Eine der-
artige Bewertung kann refl exiv auf die eigene Per-
son, aber auch nicht refl exiv in Bezug auf andere 
Personen vorgenommen werden.9

6.2.1 Eigene Entlohnung

Für Deutschland lässt sich die Entwicklung der 
Gerechtigkeitsbewertung des eigenen Lohnein-
kommens von Vollzeitbeschäftigten seit der Wen-
de verfolgen (vgl. Abb. 19). Üblicherweise emp-
fi ndet sich die Bevölkerung im Durchschnitt stets 
als ungerecht unterbelohnt, weshalb negative 
Werte der Gerechtigkeitsbewertung des eigenen 
Einkommens die Regel sind. Im Zeitraum von 
1991 bis 2006 weist die Gerechtigkeitsbewertung 
in Ostdeutschland negativere Zahlen auf als in 
Westdeutschland. Das bedeutet, dass sich Ost-
deutsche stärker ungerecht entlohnt fühlen als 
Westdeutsche. Der enorme Anstieg von 1991 auf 
1996 spiegelt den tatsächlichen Anstieg der Löh-
ne in Ostdeutschland gleich nach der Wende 
 wider bzw. enthält eine Veränderung des Ver-
gleichsmaßstabs der Ostdeutschen.

9 Entwickelt wurde das Konzept der Gerechtigkeitsbewertungen im Rahmen der Justice-Function-Theorie (Jasso 1978, 1980; Jasso & We-
gener 1997). Danach lässt sich die Intensität des Gerechtigkeitsempfi ndens J ausdrücken als der natürliche Logarithmus des Verhält-
nisses der tatsächlich erhaltenen Belohnung A zu der als gerecht angesehenen Belohnung C, also J = ln (A/C). Indem Ist- und Soll-Werte 
ins Verhältnis gesetzt werden, lässt sich jeweils der Grad einer ungerechten Über- bzw. Unterbelohnung oder einer gerade gerechten 
Belohnung ermitteln. In den Umfragen wird etwa danach gefragt, wie viel eine Person tatsächlich verdient, und im Anschluss daran, wie 
viel diese Person aus Sicht der Befragten verdienen soll. Dabei sollten die Befragten jeweils einen konkreten Einkommensbetrag nennen. 
Durch diese Angaben bzw. Einschätzungen des tatsächlichen und gerechten Einkommensbetrags liegt indirekt ein Gerechtigkeitsurteil 
vor, da beide Einkommensbeträge in ein Verhältnis gesetzt werden. Die Gerechtigkeitsbewertung wird auf diese Weise also nicht direkt 
gemessen oder erfragt, sondern indirekt als wahrgenommene Gerechtigkeitsbewertung berechnet. Wenn der tatsächliche Einkommens-
betrag höher als der gerechte ist, gilt eine Person als überbelohnt. Aus der Sicht der Befragten wird tatsächlich mehr Einkommen bezo-
gen, als es gerechterweise zusteht (J > 0). Umgekehrt gilt eine Person als unterbelohnt, wenn das gerechte Einkommen höher als das 
tatsächliche ist (J < 0). Und eine gerechte Entlohnung liegt dann vor, wenn tatsächlicher und gerechter Einkommensbetrag gleich groß 
sind (J = 0). Der besondere Vorzug der mathematischen Funktion der Gerechtigkeitsbewertung besteht darin, dass Gerechtigkeitsbewer-
tungen numerisch auf einem Zahlenkontinuum abgetragen werden können, wobei die Zahl ‚0‘ den Zustand einer vollkommen ge-
rechten Belohnung anzeigt und der Grad der jeweiligen Abweichung in den positiven oder negativen Zahlenbereich jeweils den Grad 
einer ungerechten Überbelohnung oder Unterbelohnung signalisiert (vgl. hierzu ausführlich Jasso & Wegener 1997).
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Auch wenn sich die Gerechtigkeit des eigenen 
Einkommens in der ersten Hälfte der 90er Jahre 
verbessert hat, indem sich die in Vollzeit beschäf-
tigte Bevölkerung in beiden Landesteilen deutlich 
weniger unterentlohnt fühlt, ist diese Entwick-
lung ab 1996 in beiden Landesteilen rückläufi g. 
Die Bevölkerung fühlt sich seither immer weniger 
gerecht entlohnt. Zwischen 2000 und 2006 ver-
schärft sich das Gefühl einer ungerechten Unter-
entlohnung insbesondere noch stärker in Ost-
deutschland. Dies hat dazu geführt, dass sich die 
Gerechtigkeitslücke bei der Bewertung der eige-
nen Entlohnung zwischen Ost- und Westdeut-
schen subjektiv vergrößert hat und noch weiter 
vergrößert. Es ist jedoch anzunehmen, dass die 
Bewertung der Gerechtigkeit des eigenen Ein-
kommens für Personen in den zunehmenden 

prekären Beschäftigungsverhältnissen noch deut-
lich negativer ausfällt. Auch wenn das Ungerech-
tigkeitsempfi nden in Ostdeutschland noch nicht 
wieder das (relative Tiefst-)Niveau von 1991 er-
reicht hat, wie es für den Westen der Republik 
festzustellen ist, wird die Entlohnung zunehmend 
als ungerecht empfunden.

6.2.2 Einkommen anderer

Neben der Einschätzung der eigenen Entlohnung 
wurde die Bevölkerung danach gefragt, wie sie die 
Einkommen in zwei Berufen einschätzt, also wie 
viel Einkommen ein Vorstandsvorsitzender eines 
großen nationalen Unternehmens und ein unge-
lernter Arbeiter der Einschätzung der Befragten 
nach tatsächlich beziehen und wie viel diese be-

Datenbasis: ISJP 1991, 1996, 2000, 2006.

Abbildung 19: 

Gerechtigkeit des eigenen Einkommens (Vollzeitbeschäftigte, 1991–2006)
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ziehen sollten (vgl. Abb. 20). Das tatsächliche Ein-
kommen des Managers wird im Durchschnitt hö-
her, das eines Arbeiters dagegen niedriger einge-
schätzt als es der normativen Vorstellung nach 
sein sollte. Der Manager gilt daher in der Regel als 
ungerecht überentlohnt, der Arbeiter als unge-
recht unterentlohnt (vgl. Abb. 21).

Die Gerechtigkeitsbewertung des Arbeiter-
einkommens wird in beiden Landesteilen zwi-
schen 1991 und 2000 positiver, d.h. Arbeiter wer-
den von der Bevölkerung immer weniger als un-
gerechterweise zu niedrig entlohnt eingestuft. 
Die Bewertung des Managereinkommens sta-
gniert nahezu im Westteil der Republik im selben 
Zeitraum, im Ostteil werden Manager dagegen 
immer stärker als zu hoch entlohnt angesehen. 
Von 2000 bis 2006 öffnet sich die wahrgenom-

mene Gerechtigkeitslücke zwischen diesen bei-
den Berufen in beiden Landesteilen deutlich, im 
Osten sogar sehr viel stärker als im Westen. Die 
für diesen Zeitraum diagnostizierte tatsächlich 
zunehmende Ungleichheit in der Einkommens-
verteilung spiegelt sich also – gemessen an einem 
Beruf am oberen und einem am unteren Ende der 
Einkommenspyramide – in den Gerechtigkeitsbe-
wertungen der Bevölkerung wider (vgl. Schren-
ker & Ramge 2007). Letztendlich lässt sich in der 
auseinander gehenden Schere der Gerechtigkeits-
bewertungen der beiden Berufe insgesamt eine 
Zunahme der Ungerechtigkeit der gesellschaft-
lichen Einkommensverteilung aus der Sicht der 
Bevölkerung ablesen. Die Frage, bei welchem 
Ausmaß an Ungerechtigkeit die gesellschaftliche 
Legitimation der bestehenden Einkommensver-

Datenbasis: ISJP 1991, 1996, 2000, 2006.

Abbildung 20: 

Wahrgenommenes und als gerecht empfundenes Einkommen anderer (1991–2006)
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teilung schwindet und in offenen Protest oder in 
anhaltend manifeste Gesellschaftskonfl ikte um-
schlägt, ist mit bisherigen sozialwissenschaft-
lichen Methoden nicht zu bestimmen und bleibt 
eine unbeantwortete Frage.

6.2.3 Gesellschaftliche Einkommensverteilung

Durch Zusammenführen der beiden berufsbezo-
genen Gerechtigkeitsbewertungen eines Mana-
gers und eines Arbeiters zu einer Größe lässt sich 
ein Gerechtigkeitsmaß des gesamten Einkom-
mensspektrums ermitteln, denn es wird ein Ge-

rechtigkeitsurteil der Bevölkerung zu einem Beruf 
am oberen und am unteren Einkommensspek-
trum eingeschlossen. Mit den individuellen Ge-
rechtigkeitsbewertungen in einer Bevölkerung 
kann letztlich das Ausmaß der wahrgenommenen 
Ungerechtigkeit der Einkommensverteilung in 
einzelnen Ländern bestimmt und verglichen wer-
den.10

Im Folgenden wird die wahrgenommene 
Ungerechtigkeit der Einkommensverteilung zwi-
schen den Ländern in unterschiedlichen Wohl-
fahrtsregimen betrachtet. Es ergibt sich, wie auch 
schon bei den Einstellungen zur Legitimation der 

10 In den Berechnungen bestehen mehrere Möglichkeiten, die einzelnen Gerechtigkeitsbewertungen zu Gerechtigkeitsindizes zusammen-
zufassen (vgl. hierzu ausführlich Jasso 1999). Die hier verwendete Indexbildung sieht vor, die absoluten Beträge der beiden Gerechtig-
keitsbewertungen des Managers (JM) und des Arbeiters (JA) zu addieren, also UE = |JM| + |JA|. Der Index (UE) kann als Ausmaß der wahr-
genommenen Einkommensungerechtigkeit oder als wahrgenommene Ungerechtigkeit der Einkommensverteilung in einer Gesellschaft 
bezeichnet werden (vgl. Lippl 2003a: 140). Diese Art der Messung berücksichtigt nicht, ob der Manager oder Arbeiter jeweils als über- 
oder unterentlohnt eingeschätzt wird. Über- und Unterentlohnung werden als gleichermaßen ungerecht berücksichtigt.

Datenbasis: ISJP 1991, 1996, 2000, 2006.

Abbildung 21: 

Gerechtigkeit der Einkommen anderer (1991–2006)
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Einkommensverteilung, kein einheitliches und 
deutliches Bild bezüglich der Unterschiede zwi-
schen den Wohlfahrtsregimen (vgl. Abb. 22). Der 
grobe Blick auf das Niveau der wahrgenommenen 
Ungerechtigkeit zeigt zwar das erwartete Muster. 
Die empfundene Ungerechtigkeit der Einkom-
mensverteilung ist in liberalen Wohlfahrtsstaaten 
größer als in konservativen, in jedem Fall aber 
deutlich größer als in sozialdemokratischen Wohl-
fahrtsstaaten, die offenbar stärker für sozialen Aus-
gleich sorgen. Auffallend ist jedoch zum einen 
die stark empfundene Ungerechtigkeit in Frank-
reich im Vergleich zu den anderen Ländern des 
konservativen Wohlfahrtsregimes, für die sich 
augenscheinlich keine erklärende Interpretation 
anbietet. Und zum anderen sind die Länder des 
liberalen Regimes uneinheitlich. Großbritannien 
und die Vereinigten Staaten unterscheiden sich 

weder im Niveau noch in der Entwicklung und 
zählen damit zu den liberalen Wohlfahrtslän-
dern, die die höchste wahrgenommene Einkom-
mensungerechtigkeit aufweisen. Australien, das 
durch eine für liberale Wohlfahrtsstaaten ver-
gleichsweise geringe soziale Ungleichheit der Ein-
kommen mit steigender Tendenz geprägt ist, zeigt 
auch die geringste Ungerechtigkeitswahrneh-
mung mit ebenso steigender Tendenz. In Öster-
reich und Westdeutschland nimmt die wahrge-
nommene Ungerechtigkeit über den gesamten 
Zeitraum auf das Niveau der sozialdemokrati-
schen Wohlfahrtsländer ab, obwohl in dieser Zeit 
keine einschneidenden wohlfahrtsstaatlichen Re-
formen durchgeführt wurden und sich auch die 
tatsächliche Einkommensungleichheit kaum ver-
ändert hat. Die mediterranen Länder unterschei-
den sich relativ stark voneinander. 

Datenbasis: ISSP 1987, 1992 und 1999; Anmerkung: AT (Österreich), AU (Australien), CH (Schweiz), DE-O  
(Ostdeutschland), DE-W (Westdeutschland), ES (Spanien), FR (Frankreich), GB (Großbritannien), IT (Italien),   
NO (Norwegen), NL (Niederlande), PT (Portugal), SE (Schweden), US (USA).

Abbildung 22: 

Ungerechtigkeit der Einkommensverteilung (1987–1999)
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Datenbasis: ISSP 1992 und 1999; Bruttonationaleinkommen zu Marktpreisen (Bruttosozialprodukt) im Nachweis der 
Weltbank in US-Dollar je Einwohner; Schätzung für Ost- und Westdeutschland; Wechselkurs sowie Preisentwicklung des 
Nationaleinkommens der USA berücksichtigt (vgl. Statistisches Bundesamt 1991-2002). Anmerkung: AT (Österreich), 
AU (Australien), DE-O (Ostdeutschland), DE-W (Westdeutschland), ES (Spanien), FR (Frankreich), GB (Großbritannien), 
IT (Italien), NO (Norwegen), PT (Portugal), SE (Schweden), US (USA). R-Quadrat der Schätzung: 30.5%, signifi kant.

Abbildung 23: 

Wirtschaftskraft und Ungerechtigkeit der Einkommensverteilung (1992–1999)
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Da Typen von Wohlfahrtsstaaten in der Betrach-
tung auf Länderebene offenbar keine einheit-
lichen und in sich homogenen Cluster hinsicht-
lich der Ungerechtigkeitswahrnehmung der Ein-
kommensverteilung ergeben, ist zu vermuten, 
dass möglicherweise die tatsächliche wirtschaft-
liche und soziale Situation in diesen Ländern die 
Ungerechtigkeitswahrnehmung stärker beein-
fl usst. Der Zusammenhang der Wirtschaftskraft 
(Abb. 23), der tatsächlichen Einkommensun-
gleichheit (Abb. 24) und der Höhe der Sozialabga-
ben (Abb. 25) mit der Ungerechtigkeitswahrneh-
mung legt jedenfalls die Plausibilität der These 
nahe, dass die jeweils aktuelle Situation bzw. zeit-
nahe Entwicklungen ergebnisbezogene Gerech-

tigkeitsurteile stärker beeinfl ussen als langfristig 
stabilere und damit stärker kulturell verwurzelte 
Ideologien und Legitimationsnormen, wie die 
der Wohlfahrtsregime.

Die deskriptiven Zusammenhangsanalysen 
zeigen, dass Ausmaß an der empfundenen Unge-
rechtigkeit in der Einkommensverteilung von der 
Höhe des Bruttosozialprodukts eines Landes ab-
hängt (vgl. Abb. 23). Je höher das Bruttosozial-
produkt pro Kopf in einem Land ausfällt, desto 
weniger Ungerechtigkeit wird wahrgenommen. 
Je mehr es an Wohlstand zu verteilen gibt, desto 
seltener wird die Einkommensverteilung als un-
gerecht empfunden. Die Verteilung kann zwar 
bei größerem Wohlstandsvolumen sehr ungleich 
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Datenbasis: ISSP 1987, 1992 und 1999; Gini-Koeffi zienten berichtet in der Luxembourg Income Study (vgl. LIS 2003); 
Schätzung für Ost- und Westdeutschland; nächstliegender Zeitraum. Anmerkung: AT (Österreich), AU (Australien), CH 
(Schweiz), DE-O (Ostdeutschland), DE-W (Westdeutschland), ES (Spanien), FR (Frankreich), GB (Großbritannien), IT (Italien), 
NO (Norwegen), NL (Niederlande), PT (Portugal), SE (Schweden), US (USA). R-Quadrat der Schätzung: 36.0%, signifi kant.

Abbildung 24: 

Ungleichheit und Ungerechtigkeit der Einkommensverteilung (1987–1999)
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sein, sie wird jedoch weniger als ungerecht wahr-
genommen, weil in der Regel alle davon profi -
tieren, wenn mehr verteilt wird.

Deskriptiv lässt sich ebenfalls zeigen, dass 
sich die tatsächliche Einkommensungleichheit 
einer Gesellschaft in der Gerechtigkeitswahrneh-
mung stark niederschlägt (vgl. Abb. 24), denn in 
Ländern mit hoher tatsächlicher Einkommensun-
gleichheit ist die Bewertung der Ungerechtigkeit 
der Einkommensverteilung umso höher. Die tat-
sächliche Einkommensverteilung beeinfl usst 
folg lich die individuelle Wahrnehmung und Be-
wertung (vgl. auch Suhrcke 2001: 15).

Für die Sozialausgaben, die als ein Maß für 
die Umverteilung in einer Gesellschaft und damit 

auch für die Absicherung der Bevölkerung gelten, 
kann ein negativer Zusammenhang mit den 
Unge rechtigkeitsbewertungen gefunden werden 
(vgl. Abb. 25). Die Wahrnehmung von Ungerech-
tigkeit nimmt mit zunehmenden Sozialausgaben 
ab. Der Effekt wird deutlicher, wenn Frankreich 
als Ausreißer aus der Zusammenhangsanalyse 
ausgeschlossen wird. In Ländern mit hohen So-
zialausgaben ist das Risiko geringer, dass sich 
wahrgenommene Ungerechtigkeit der Bevölke-
rung in Protest ausdrückt.

Die Analysen zu den Gerechtigkeitseinstel-
lungen der Bevölkerung haben insgesamt gezeigt, 
dass seit der Jahrtausendwende die Wahrneh-
mung von Ungerechtigkeit in der deutschen Be-
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völkerung zunimmt. Dies betrifft die eigene Ent-
lohnung ebenso wie die gesamtgesellschaftliche 
Einkommensverteilung, die am Einkommen 
eines Managers und eines Arbeiters festgemacht 
wurde. Insofern ist es verständlich, wenn die Be-
völkerung wieder stärker den egalisierenden Ein-
griff des Staates wünscht und sich von der indi-

vidualistischen und der askriptivistischen Ideo-
logie distanziert. Zusammenhangsanalysen auf 
internationaler Ebene zeigen, dass die Wahrneh-
mung von Ungerechtigkeit in der Einkommens-
verteilung dort geringer ist, wo die Wirtschafts-
kraft stark, tatsächliche soziale Ungleichheit 
niedrig und die Sozialausgaben höher sind.

Datenbasis: ISSP 1987, 1992 und 1999; Ausgaben für soziale Sicherung in Prozent am Bruttoinlandsprodukt nach Bericht 
der Internationalen Arbeitsorganisation (vgl. ILO 2003); nächstliegender Zeitpunkt; Deutschland: Identischer Wert für Ost 
und West. Anmerkung: AT (Österreich), AU (Australien), CH (Schweiz), DE-O (Ostdeutschland), DE-W (Westdeutschland), 
ES (Spanien), FR (Frankreich), GB (Großbritannien), IT (Italien), NO (Norwegen), NL (Niederlande), PT (Portugal), SE 
(Schweden), US (USA). R-Quadrat der Schätzung: 13.4% (17.3% ohne FR99), signifi kant.

Abbildung 25: 

Sozialausgaben und Ungerechtigkeit der Einkommensverteilung (1987-1999)
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Wenn von Reformen der Gesellschaft oder dem 
Umbau des Wohlfahrtsstaates die Rede ist, sind 
wirtschaftliche Zusammenhänge und soziale Ver-
änderungsprozesse nicht die alleinigen Faktoren, 
die in politischen Maßnahmen zu berücksichti-
gen sind. Die Vorstellungen über die ideale Ge-
sellschaft, die Wahrnehmungen der Zustände so-
wie die allgemeinen Wertorientierungen der Be-
völkerung dürfen bei anzustrebenden Verände-
rungen jedenfalls nicht unterschätzt werden. Sie 
müssen neben den wirtschaftlichen Erwägungen 
gleichermaßen berücksichtigt werden. Denn 
letztlich sind es die Bürgerinnen und Bürger, die 
als Souverän ihren politischen Willen zur Gestalt 
des Gemeinwesens auch in Bevölkerungsumfragen 
ausdrücken. Von daher war es Ziel dieser Ana lysen, 
die Meinungen der Bevölkerung zu aus gewählten 
Aspekten im internationalen Vergleich darzu-
stellen. Abschließend sollen nun die Ergebnisse 
zusammengefasst und diskutiert werden.
1. Der deutschen Bevölkerung geht es zwischen 

2002 und 2006 offenbar immer weniger gut. 
Immer mehr geben an, heute schlechter dazu-
stehen als noch zur Zeit der Wende. Dies ist 
im Ostteil der Republik ebenso der Fall wie im 
Westen. 40 Prozent der Deutschen fühlen sich 
bei der Altersversorgung und ca. 22 Prozent 
im Krankheitsfall im Jahr 2000 schlecht abge-
sichert. Im Risikofall von Arbeitslosigkeit tre-
ten Unterschiede zwischen Ost- und West-
deutschen deutlich hervor. Die Hälfte der Ost-
deutschen und 33 Prozent der Westdeutschen 
fühlen sich bei einem Verlust des Arbeits-
platzes schlecht abgesichert. Der Zustand des 
Gesundheitssystems wird in Deutschland er-
heblich schlechter eingeschätzt als in anderen 
Ländern. Lediglich Griechenland und Portu-
gal weisen noch schlechtere Noten auf. Und 
die Bewertung wird im Zeitverlauf von 2002 
bis 2006 sogar noch schlechter. Auch hinsicht-
lich der Absicherung im Alter zählt Deutsch-
land (neben Portugal, Frankreich und Spa-

nien) zu den Ländern, in denen die Menschen 
am meisten befürchten, dass ihr Einkommen 
im Alter nicht ausreicht, obwohl etwas über 
60 Prozent angeben, Rücklagen und Erspar-
nisse für das Leben im Alter gebildet zu haben. 
Trotz dieser pessimistisch anmutenden Ein-
schätzung des Zustands scheint für die Deut-
schen offenbar klar, dass der Staat als verant-
wortlicher Akteur zur Absicherung von Le-
bensrisiken gefragt ist. Dies wird beispielsweise 
bei der Sicherung eines angemessenen Le-
bensstandards im Alter deutlich. Die Deut-
schen sehen diese Aufgabe mehrheitlich in 
der Verantwortung des Staates und nicht bei 
jedem Einzelnen, im Osten sogar noch stärker 
als im Westen. Dass diese Absicherung Staats-
aufgabe ist, fi ndet auch die Bevölkerung in 
den anderen betrachteten Ländern, teilweise 
sogar noch viel deutlicher als in Deutschland.

2. Auch bei der Verteilung des Wohlstandes wird 
der Staat von der Bevölkerung stark in die 
Pfl icht genommen. Mehr als die Hälfte der 
Westdeutschen und über zwei Drittel der Ost-
deutschen sind der Auffassung, dass der Staat 
Einkommensunterschiede verringern soll. Seit 
2002 nimmt diese Meinung sogar deutlich zu, 
im ansonsten weniger auf den Staat vertrau-
enden Westen sogar stärker als im Osten. Die 
Bevölkerung vertraut dem Markt und seinen 
Kräften allein offenbar nicht, wenn es um die 
Verteilung des Wohlstands geht. Erstaunlich 
ist zudem, dass es überhaupt nur wenige Län-
der gibt, in denen der Staat nicht mehrheit-
lich für die gesellschaftliche Umverteilung für 
zuständig gehalten wird. Neben Dänemark 
sind es vor allem die liberalen Wohlfahrtslän-
der Australien und die Vereinigten Staaten, 
deren Bevölkerung staatliche Eingriffe in den 
Marktmechanismus eher ablehnt.

3. Die staatliche Verantwortung bei der Absiche-
rung zentraler Lebensrisiken wie der Alters-
sicherung, der Gesundheitsversorgung und 

7. Zusammenfassung
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der Sicherung des Lebensstandards bei Ar-
beitslosigkeit wird (mit Ausnahme der USA im 
Fall von Arbeitslosigkeit) in allen betrachteten 
Ländern mit teilweise überwältigender Mehr-
heit in der Bevölkerung befürwortet. In me-
diterranen und sozialdemokratischen Wohl-
fahrtsstaaten ist diese Zustimmung besonders 
hoch. Im liberalen Wohlfahrtsregime unter-
scheiden sich die Länder im Grad der Zustim-
mung am stärksten voneinander. Es lassen 
sich also durchaus regimetypische Einstel-
lungsmuster erkennen. Aber auch hier muss 
betont werden, dass die Bevölkerung selbst in 
liberalen Wohlfahrtsstaaten in der Mehrheit 
nicht auf den Staat als verantwortlichen Ga-
ranten der Sicherheit verzichten möchte. Im 
Fall der Alterssicherung und bei der Gesund-
heitsversorgung ist der Ruf nach dem Staat be-
sonders laut, etwas weniger im Fall der Ar-
beitslosenunterstützung.

4. Im Hinblick auf die Faktoren, welche die Höhe 
der Einkommen bestimmen sollten, ist aus 
den Analysen klar geworden, dass die traditio-
nellen Determinanten wie Arbeitsqualität, 
Leistung und Verantwortung die stärkste Zu-
stimmung in allen Ländern genießen. Die in-
dividuelle Leistungsbereitschaft als wichtigstes 
Kriterium wird damit nicht in Abrede gestellt. 
Dennoch ist es erstaunlich, dass gerade in 
konservativen Wohlfahrtsstaaten wie der Bun-
desrepublik auch Familie und insbesondere 
Kinder mehrheitlich als wichtige Kriterien für 
die Höhe der Einkommen präferiert werden. 
Bezüglich einer staatlichen Kontrolle von Löh-
nen und Gehältern ist die deutsche Bevöl-
kerung jedoch zweigeteilt. Während es in Ost-
deutschland eine sehr starke Mehrheit dafür 
gibt, ist diese in Westdeutschland offenbar 
nicht zu verwirklichen, wenn es nach der 
 Meinung der Bevölkerung geht.

5. Die Vorstellungen der Bevölkerung in Fragen 
der Gerechtigkeit sind für Veränderungen der 
Gesellschaft von großer Bedeutung. Sie betref-
fen die Prinzipien, nach der eine Gesellschaft 
gestaltet sein sollte sowie die Ergebnisse ge-
sellschaftlicher Verteilungsprozesse. Bezüglich 
der Gerechtigkeitsideologien haben die Ana-
lysen gezeigt, dass Egalitarismus und damit 

Umverteilung in Ostdeutschland stärker un-
terstützt wird als in Westdeutschland, wäh-
rend Individualismus in Westdeutschland stär-
ker vertreten wird als in Ostdeutschland. Zwi-
schen 2000 und 2006 ist Bewegung in die Be-
völkerungspräferenzen gekommen. Der in 
den 90er Jahren in Deutschland extrem an-
steigende Fatalismus ist wieder rückläufi g. Die 
westdeutsche Bevölkerung vertritt stärker 
 einen umverteilenden Staat und nähert sich 
damit dem Zustimmungsniveau im ostdeut-
schen Landesteil an, während der Individua-
lismus seinen Rückhalt in der westdeutschen 
und ostdeutschen Bevölkerung leicht verliert. 
Auch diese Entwicklungen sprechen also für 
einen stärkeren Staat und seinen umvertei-
lenden Eingriff in die Gesellschaft und ihre 
Verteilungsprozesse.

6. Im Hinblick auf die Gerechtigkeit der eigenen 
Entlohnung konnte gezeigt werden, dass sich 
die Menschen seit Ende der 90er Jahre immer 
weniger gerecht entlohnt fühlen. Sie empfi n-
den immer stärker, dass sie nicht das erhalten, 
was sie erhalten sollten. Bei der Gerechtig-
keitsbewertung des Einkommens eines Arbei-
ters und eines Managers ist ab 2000 eine aus-
einander klaffende Gerechtigkeitslücke ent-
standen. Manager bekommen immer mehr als 
sie sollten und Arbeiter immer weniger. Wie 
diese Ungerechtigkeit in der Einkommens-
verteilung freilich bekämpft werden könnte, 
zeigen Zusammenhangsanalysen im Länder-
vergleich. Weniger soziale Ungleichheit, ein 
höheres Wirtschaftswachstum und höhere 
 Sozialausgaben können die Wahrnehmung 
von Ungerechtigkeit in der Einkommensver-
teilung mindern.

Insgesamt haben die Analysen zeigen können, 
dass der Staat aus Sicht der Bevölkerung eine 
 zentrale Aufgabe bei der Absicherung sozialer Ri-
siken und insbesondere  der Verminderung so zia-
ler Schiefl agen hat. Dies wird auch in den meisten 
anderen Ländern von der Bevölkerung so gese-
hen. Der Staat gilt nach wie vor als der zentrale 
Akteur, der ungehinderte Marktkräfte so zu bän-
digen vermag, dass sie zum Wohle der Gesell-
schaft und aller in ihr lebenden Menschen wir-
ken.
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Ein Überblick über die Veröffentlichungen, die 
sich mit Einstellungen zum Wohlfahrtsstaat be-
schäftigen, lässt deutlich werden, dass es unter-
schiedliche Perspektiven und  Herangehensweisen 
gibt. Empirische Studien setzen sich unmittelbar 
mit einzelnen bzw. konkreten oder allgemeinen 
bzw. abstrakten wohlfahrtsstaatlich relevanten 
Fragestellungen auseinander. Im ersten Fall wer-
den in der Regel detaillierte Einstellungsmessun-
gen und Detailfragen zu einzelnen wohlfahrts-
staatlichen Teilaspekten wie der Altersvorsorge, 
der Krankenversicherung etc. erfasst und analy-
siert (z.B. Bulmahn 1997; Krömmelbein et al. 
2007; Krüger 1999; Lippl 2001; Schrenker 2005). 
Ein weit größerer Teil an Studien beschäftigt sich 
mit grundlegenden Haltungen der Bevölkerung 
zur Umverteilung oder zum Ausmaß staatlicher 
Eingriffe (z.B. Andreß, Heien & Hofäcker 2001; 
Arts & Gelissen 2001; Blekesaune & Quadagno 
2003; Bonoli 2000; Gangl 1997; Gelissen 2000; 
Haller, Höllinger & Raubal 1990; Heien 2002; 
Kluegel & Miyano 1995; Lippl 2003a; Mau 1997a, 
1998a; Roller 1992, 1997, 2000a, 2000b, 2002; 
Svallfors 1995, 1997, 2003; Taylor-Gooby 1985). 
Neben dem unterschiedlichen Abstraktionsgrad 
der in diesen Studien betrachteten Einstellungen 
und Fragestellungen kann der Forschungsstand 
auch dahingehend klassifi ziert werden, ob ein 
Untersuchungskonzept bereits forschungsleitend 
für eine ausschließlich wohlfahrtsstaatsbezogene 
Primärerhebung (z.B. Krömmelbein et al. 2007), 
bzw. eine nur in Teilen dem Wohlfahrtsstaat ge-
widmete Primärerhebung (z.B. Lippl 2001; Schren-
ker 2005) entwickelt wurde, oder ob ein Untersu-
chungskonzept meist mit erheblichen Beschrän-
kungen erst im Nachhinein auf bereits erhobenes 
Datenmaterial übertragen wurde (z.B. Andreß, 
Heien & Hofäcker 2001; Blekesaune & Quadagno 

2003; Heien 2002; Lippl 2003a; Mau 1997a, 
1998a, 1998b, 2003; Roller 1996, 1997, 1998a, 
1998b, 2000b, 2002; Svallfors 1997, 2003).

In Deutschland ist nur eine theoretische 
Konzeption wohlfahrtsstaatlicher Einstellungen 
entwickelt worden, nämlich in der Studie von 
Roller (1992), die in nachfolgenden Untersuchun-
gen aufgegriffen und nur geringfügig den jewei-
ligen Erfordernissen angepasst wurde. Sie bezieht 
sich auf eine in der Politikwissenschaft gängige 
Differenzierung und weist darauf hin, dass es 
auch bezüglich wohlfahrtsstaatlicher Einstellun-
gen zweckmäßig ist, zwischen Zielen, Mitteln 
und Folgen wohlfahrtsstaatlicher Maßnahmen 
im Hinblick auf mögliche Einstellungsdimensio-
nen zu unterscheiden (Roller 1992: 41ff). Bei den 
Zielen gilt es zwischen der Extensität (Zuständig-
keit des Staates, ob überhaupt) und Intensität 
(Grad/Ausmaß der staatlichen Zuständigkeit) zu 
differenzieren. Inhaltlich werden mit wohlfahrts-
staatlichen Einstellungen dabei die konkreteren 
Ziele der sozioökonomischen Sicherheit und 
Gleichheit in Anlehnung an Flora, Alber und 
Kohl (1977) verstanden. Bezüglich der Mittel, die 
vom Staat zur Umsetzung dieser Ziele eingesetzt 
werden, können auf Dauer angelegte Institutio-
nen (z.B. die Krankenversicherung) oder zeitlich 
befristete Programme (z.B. eine bestimmte ge-
sundheitsfördernde Reformmaßnahme) betrach-
tet werden. Geht es um die Folgen, sind intendier-
te Folgen, die die Realisierung der sozioökono-
mischen Sicherheit und Gleichheit zum Ziel ha-
ben, und nicht-intendierte (Neben-) Folgen (z.B. 
Missbrauch von Sozialleistungen) zu unterschei-
den. Dieses nur in Umrissen dargestellte Grund-
schema für eine Konzeption wohlfahrtsstaatli-
cher Einstellungen ist in neueren Untersuchungen 
(z.B. um eine Finanzierungsdimension) weiter-

Anhang

I. Anmerkungen zur Systematisierung des Forschungsstands
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entwickelt und präzisiert worden (Andreß, Heien 
& Hofäcker 2001; Krömmelbein et al. 2007). Trotz 
dieser Bemühungen um eine stringentere Kon-
zeptualisierung bleibt jedoch festzuhalten, dass 
eine Umsetzung derartiger Konzepte fast aus-
schließlich nur in Primärerhebungen erfolgen 

kann. In Sekundäranalysen (vor allem bezüglich 
internationaler Vergleiche) scheitern derartige Be-
mühungen an den Beschränkungen der vorhan-
denen Datensätze und können daher nicht um-
fassend umgesetzt werden.
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Auch wenn in der vorliegenden Studie wohl-
fahrtsstaatlich relevante Einstellungen in inter-
nationaler und intertemporaler Perspektive nur 
in deskriptiver Hinsicht betrachtet werden, dür-
fen Erklärungsansätze, mit denen beantwortet 
werden soll, warum Einstellungen stärker oder 
schwächer geäußert werden, und entsprechende 
Forschungsbefunde nicht ausgeklammert wer-
den. Wohlfahrtsstaatliche Einstellungen können 
und müssen also nicht nur demoskopisch be-
schrieben, sondern bis zu einem bestimmten 
Grad anhand relevanter Faktoren auch erklärt 
werden. So können etwa Begründungen dafür 
 angegeben werden, warum bestimmte Teile der 
Bevölkerung etwa die wohlfahrtsstaatlichen Ak-
tivitäten stärker befürworten als andere oder wa-
rum in einem Land der Wohlfahrtsstaat mehr 
Zuspruch als in einem anderen Land genießt. In 
jedem Fall muss damit ein komparativer Zugang 
gewählt werden, indem verschiedene Bevölke-
rungsgruppen innerhalb oder zwischen verschie-
denen Ländern ver glichen werden. Zudem kön-
nen bei einer Betrachtung über die Zeit Stabilität 
oder Veränderun gen verfolgt und ihre Ursachen  
analysiert werden.

Allerdings muss an dieser Stelle angemerkt 
werden, dass ein derartiges Forschungsprogramm 
theoretisch und methodisch anspruchsvoll und 
bislang nur in Ansätzen eingelöst wurde. Insbe-
sondere ist noch keine, das gesamte Wissen über 
wohlfahrtsstaatliche Einstellungen integrierende 
Theorie entwickelt und einer umfassenden Prü-
fung unterzogen worden. Vielmehr können zahl-
reiche einzelne Studien angeführt werden, in de-
nen Teilfragen für einzelne Länder vergleichend 
überprüft wurden.

Aus einer grundlegenden Zugangsperspekti-
ve können erklärende Faktoren für wohlfahrts-
staatliche Einstellungen auf der Ebene von Indi-
viduen (Mikro) von denen auf der kollektiven 

Ebene von Gesellschaften oder Ländern (Makro) 
unterschieden werden. Auf beiden Ebenen kön-
nen ferner kultur- und strukturtheoretische An-
sätze unterteilt werden.

A) Faktoren auf individueller Ebene

Erklärungsfaktoren auf individueller Ebene bein-
halten sozialstrukturelle Merkmale und Werthal-
tungen der befragten Individuen. Diese – so wird 
theoretisch angenommen – können die verschie-
denen Einstellungen zum Wohlfahrtsstaat erklä-
ren.

Bezüglich sozialstruktureller Merkmale geht 
der strukturtheoretische Ansatz davon aus, dass das 
Eigeninteresse der Personen eine zentrale Rolle 
dabei spielt, ob der Wohlfahrtsstaat mehr oder 
weniger befürwortet und akzeptiert wird. So ist 
insgesamt davon auszugehen, dass Nutznießer 
sozialstaatlicher Leistungen den Wohlfahrtsstaat 
aus dem Grund des eigenen Nutzens positiver be-
werten und stärker befürworten als Personen, die 
stärker zum Wohlfahrtssystem beitragen müssen 
statt von ihm zu profi tieren. Dahinter stehen 
Überlegungen der Rational Choice Theorie, wo-
nach Menschen der Annahme zufolge bewusst 
interessengeleitet denken und handeln. Der Ge-
danke, dass Kosten und Nutzen im individuellen 
Kalkül von Handlungsentscheidungen abgewo-
gen werden, steht dabei im Zentrum. Damit sind 
alle direkten und indirekten Merkmale der Be-
fragten, mit denen die sozioökonomische Lage 
 ge messen wird, als Erklärungsfaktoren relevant. 
Studien zeigen, dass insbesondere Einkommen, 
Bildung, Erwerbsstatus, aber auch Alter und Ge-
schlecht einen erheblichen Einfl uss auf die Be-
fürwortung sozialstaatlicher Einstellungen und 
Bewertungen haben (z.B. Andreß, Heien & Hof -
äcker 2001; Gangl 1997; Sachweh, Ullrich & 
 Christoph 2007).

II. Erklärungsansätze wohlfahrtsstaatlicher Einstellungen
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Darüber hinaus geht man aus kulturtheore-
tischer Perspektive davon aus, dass auch allgemei-
ne Werthaltungen und Normen die Einstellungen 
zum Wohlfahrtsstaat prägen, unabhängig von 
 ihren eigenen Nutzenkalkülen. Neben dem Eigen-
interesse leisten allgemeine moralische Werthal-
tungen also einen unabhängigen Beitrag zur Er-
klärung wohlfahrtsstaatlicher Präferenzen und 
Beurteilungen. Insbesondere sozialisationsbeding-
te Werthaltungen, die sich an den über Bildung, 
Geschlecht und Alter vermittelten moralischen 
Orientierungen festmachen lassen, können hier 
angeführt werden, wenngleich dies zu untersu-
chen bislang noch nicht umfassend möglich wur-
de. Es ist ferner auch davon auszugehen, dass all-
gemeine Gerechtigkeitsvorstellungen Einfl uss auf 
die Akzeptanz und Beurteilung des Wohlfahrts-
staates ausüben (z.B. Andreß, Heien & Hofäcker 
2001; Lippl 1998; Meulemann 1998; Schrenker 
2005). Allerdings muss an dieser Stelle darauf 
hingewiesen werden, dass der Einfl uss von Wert-
orientierungen auf andere normative Präferenzen 
bislang nicht kausal interpretiert werden kann 
und daher theoretisch und empirisch problema-
tisch bleibt, denn es ist durchaus strittig, ob Wer-
te überzeugend durch andere Werte erklärt wer-
den können.

B) Faktoren auf kollektiver Ebene

Im Zentrum der Ansätze, die sich mit Erklärungs-
faktoren auf der kollektiven Ebene von Ländern 
beschäftigen, steht die bislang nur wenig befrie-
digend beantwortete Frage, was der entscheiden-
de Aspekt ist, der wohlfahrtsstaatliche Einstel-
lungen zu erklären vermag. Länder sind in ihrer 
Entwicklung zu komplex, um genau jene ent-
scheidenden Merkmale herauszufi ltern.

In der empirischen Forschung dominieren 
kulturtheoretische Ansätze, die davon ausgehen, 
dass sich Länder auf empirisch relativ gesicherter 
Basis zu Clustern, Typen oder Regimen zusam-
menfassen lassen (Esping-Andersen 1990, 1998, 

1999), die gemeinsame kulturelle Traditionen tei-
len. Das Konzept einer Typologie von Wohlfahrts-
staaten hat sich in der Forschungspraxis bislang 
auch zur Erklärung wohlfahrtsstaatlicher Einstel-
lungen und Präferenzen außerordentlicher Be-
liebtheit erfreut (u.a. Andreß & Heien 2001; Arts 
& Gelissen 2001, 2002; Blekesaune & Quadagno 
2003; Bonoli 2000; Lippl 2000, 2003a, 2003b; 
Mau 1997b, 1998b; Svallfors 1995, 1997, 2003). 
Die Befunde, ob eine pfadabhängige Wohlfahrts-
staatskultur individuelle normative Einstellungen 
der Bevölkerung zu ihrem Wohlfahrtsarrange-
ment beeinfl usst oder ob zumindest ein Zusam-
menhang diagnostiziert werden kann, sind je-
doch widersprüchlich. Ein Großteil der Wider-
sprüchlichkeit ist vermutlich darauf zurückzu-
führen, dass in den einzelnen Analysen jeweils 
unterschiedliche Länder zur Abdeckung der Ty-
pologie in Betracht gezogen wurden. Die Anzahl 
der Länder in jedem Wohlfahrtscluster ist offen-
bar entscheidend für das Gesamtergebnis und 
legt die Strategie nahe, möglichst viele Länder in 
den Vergleich einzubeziehen. Allerdings muss für 
eine weitere Überprüfung forschungspraktisch 
auf die Erhebung weiterer internationaler Daten 
gewartet werden. Für die vorliegende Studie, in 
der dieser Ansatz (ohne Einbezug der individu-
ellen Ebene) verfolgt wird, bleiben die Befunde 
deshalb auf relativ ungesichertem Terrain.

Ein weiterer neuer sowie durch neuere me-
thodische Entwicklungen ausbaufähiger Ansatz 
führt zu strukturtheoretischen Überlegungen auf 
kollektiver Ebene. Demnach werden Länder nicht 
durch eine von Annahmen belastete Typologisie-
rung näher bestimmt, sondern zentrale struk-
turelle Merkmale auf Länderebene (d.h. Länder-
variablen) werden in Untersuchungsmodelle direkt 
integriert. Auf diese Weise kann näher bestimmt 
werden, inwieweit etwa die Wirtschaftskraft, die 
Höhe der Sozialausgaben, die tatsächliche Un-
gleichheit von Ländern in ihrem Einfl uss auf in-
dividuelle wohlfahrtsstaatliche Einstellungen re-
levant sind (Lippl 2003a; Suhrcke 2001).
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1. International Social Survey Programme  
 (ISSP)

Das International Social Survey Programme (ISSP) ist 
ein internationaler Forschungsverbund, der Jahr 
für Jahr eine internationale Umfrage zu jeweils 
wechselnden sozialwissenschaftlichen Themen 
durchführt. Es startete 1983 mit vier Gründungs-
mitgliedern (Australien, Deutschland, Großbritan-
nien und den Vereinigten Staaten) und ist bis 
heute auf 38 Teilnehmerländer angewachsen. Es 
verfolgt die Zielsetzung, gemeinsame Fragemo-
dule zu wichtigen Forschungsgebieten der Sozial-
wissenschaften zu entwickeln, die als Supplement 
an reguläre nationale Umfragen angekoppelt wer-
den können. Damit sollen der Wissenschaftsge-
meinschaft international vergleichende Daten 
zur Verfügung gestellt werden. Neben der Etablie-
rung international vergleichender Umfragen ist 
durch die Wiederholung und weitgehende Repli-
kation thematischer Module neben der Möglich-
keit des Ländervergleichs auch die Chance des 
zeitlichen Vergleichs gegeben. Somit bietet das 
ISSP zunehmend die Gelegenheit, sozialen Wan-
del in seinen vielfältigen Fassetten im Längs-
schnitt analysieren zu können.

Im Rahmen dieser Studie werden die Schwer-
punkt-Module „Social Inequality“ aus den Jahren 
1987, 1992 und 1999 und „Role of Government“ 
aus den Jahren 1985, 1990, 1996 und 2006 ver-
wendet. Probleme für die Analyse ergeben sich 
einerseits aus der partiellen Veränderung des Er-
hebungsinstrumentes zwischen den Erhebungs-
jahren, die aus dem Ausschluss, der Modifi ka-
tionen oder einer Neuaufnahme einzelner Fra-
gebogenteile besteht, und andererseits aus der 
mangelnden Abdeckung an Ländern über alle 
Zeitpunkte hinweg. Die Daten sind in der Regel 

repräsentativ zur jeweiligen nationalen Bevölke-
rung und basieren gewöhnlich auf mehrstufi gen, 
zum Teil geschichteten Zufallsstichproben.11

2. International Social Justice Project   
 (ISJP)

Das International Social Justice Project (ISJP) ist ein 
internationales Forschungsprogramm unter Betei-
ligung von Sozialwissenschaftlern aus zwölf Län-
dern mit dem Ziel, Einstellungen zur sozialen 
 Ungleichheit und sozialen Gerechtigkeit der Be-
völkerung vergleichend zu untersuchen. Die 
Grundintention des Projektes liegt in der Ermög-
lichung ländervergleichender Untersuchungen, 
insbesondere zwischen osteuropäischen Transfor-
mationsländern und einigen westlichen Ländern. 
Die Stärke des Projekts liegt in der zeitgleichen 
Durchführung gemeinsam entwickelter standar-
disierter allgemeiner Bevölkerungsumfragen mit 
gleich lautendem Erhebungsinstrument (Frage-
bogen) in den Teilnehmerländern. Durch die Zie-
hung geschichteter Zufallsstichproben können 
die in den Ländern erhobenen Individualdaten 
als für die jeweilige Bevölkerung repräsentativ 
gel ten.

Die erste Erhebung wurde 1991 in Bulgarien, 
Deutschland (Ost und West), Estland, Großbri-
tannien, Holland, Japan, Polen, Russland, Slowe-
nien, der Tschechoslowakei, Ungarn und den 
Vereinigten Staaten durchgeführt. In 6 dieser 12 
Länder, nämlich in Bulgarien, Deutschland (Ost 
und West), Estland, Russland, der Tschechischen 
Republik und Ungarn konnte 1996 eine Replika-
tion der Studie von 1991 mit gleich lautendem 
Erhebungsinstrument organisiert werden. Die 
Wiederholung 1996 hatte vor allem zum Ziel, 

III. Anmerkungen zu den verwendeten Daten

11 Weitere Informationen zum ISSP fi nden sich im Internet auf der Seite der „Gesellschaft Sozialwissenschaftlicher Infrastruktureinrichtungen 
e.V.“ (GESIS) unter http://www.gesis.org/en/social_monitoring/issp/ und auf der offi ziellen ISSP-Webseite unter http://www.issp.org/.
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den rapiden sozialen Wandel in den Wahrneh-
mungen und Einstellungen zu sozialer Ungleich-
heit und Gerechtigkeit in den osteuropäischen 
Transformationsländern fünf Jahre später nach-
zeichnen zu können. Im Jahr 2000 konnte eine 
Replikation der Umfrage aufgrund der mangeln-
den Teilnahmebereitschaft der anderen partizi-
pierenden Länder nur in Deutschland realisiert 
werden. In einer weiteren Wiederholung der Um-
frage 2006 sind neben Deutschland nun auch 
wieder Tschechien und Ungarn dabei, neu hinzu-
gekommen sind Chile und Israel. Bei der Stich-
probenziehung in den einzelnen Ländern wurde 
jeweils auf die Repräsentativität zur Bevölkerung 
geachtet.12

3. European Social Survey (ESS) für die   
 Jahre 2002/03, 2004 & 2006

Der European Social Survey (ESS) ist ein noch sehr 
junges europäisches Umfrageprojekt, das in den 
einzelnen Ländern Europas seit 2002 im Zweijah-
resabstand gemeinsame, vergleichbare und zur 
jeweiligen Bevölkerung eines Landes repräsenta-
tive Erhebungen zu sozialen und politischen Fra-
gestellungen durchführt. Neben einem Standard-
set an Fragen und Einstellungen werden in jeder 
Befragungswelle auch zwei Themenschwerpunkte 
gesetzt. Im Vergleich zu bisherigen international 
vergleichenden Umfragen zeichnet sich der Eu-
ropean Social Survey besonders durch seinen 
 hohen methodischen Standard (insbesondere 
hinsichtlich der Vergleichbarkeit zwischen Län-
dern und Zeitpunkten) aus. Das Projekt wird ge-
tragen von der Europäischen Kommission, von der 
European Science Foundation (ESF) und natio-
nalen Forschungsförderungseinrichtungen.13

12 Weitere Informationen zum ISJP fi nden sich im Internet unter http://www.isjp.de/ für den deutschen Teil des Projekts und unter http://
www.butler.edu/isjp/ für den internationalen Teil.

13 Weitere Informationen zur Organisation, den Methoden, der Durchführung und den Daten fi nden sich im Internet unter: http://www.
europeansocialsurvey.de/ bzw. international http://www.europeansocialsurvey.org/.
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